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irgend etwas hinsichtlich einer Genehmigung des noch nicht vorliegenden Staatsvertrags ge¬

folgert werden könne .
Im Fall des Einverständnisses der Bürgerschaft würde die Finanzdeputation mit

dem Abschlüsse des Kaufcontracts zu beauftragen , und die Gelder von dem Fonds für außer¬

ordentliche Verwendungen zu entnehmen sein .

BürgerschaftBeschluß
vom 23 . Januar 1856 .

(In vertraulicher Sitzung .)

Ankauf eines Grundstücks bei Huchting .
Die Bürgerschaft hat in vertraulicher Sitzung diesen Gegenstand berathen und ertheilt

zu dem beantragten Ankaufe der in der Mittheilung des Senats vom 21 . Januar 185b

näher bezeichneten Grundstücke ihre verfassungsmäßige Zustimmung unter Bewilligung der

Kaufsumme von 7000 Thalern , indem sie die Finanzdeputation zugleich mit dem Abschluß

des Kaufcontracts beauftragt , und sich damit einverstanden erklärt daß die Kaufsumme auf

den Fonds für außerordentliche Verwendungen zu entnehmen sei.

Mittheilung des Senats an die Bürgerschaft
vom 8 . Februar 1856 .

( Für vertrauliche Sitzung .)

Verträge mit dem Zollverein .
Das durch die Vereinigung des benachbarten Steuervereins mit dem Zoll - und

Handelsverein hervorgerufene Bedürfniß nach einer vertragsmäßigen Regelung der Verkehrs¬

verhältnisse Bremens mit dem so erweiterten Zollverein , in dessen Voraussicht schon 1853

commissarische Verhandlungen eingeleitet wurden , hat nach Wiederaufnahme dieser Verhand¬

lungen im August v. I . zu dem Abschlüsse ^ ines Vertrags » wegen Beförderung der gegen¬

seitigen Verkehrsverhältnisse « , in Verbindung mit einem Vertrage »wegen Suspension der

Weserzölle « geführt , welche Verträge am 26 . Januar v . I . von den beiderseits bestellten

Bevollmächtigten unterzeichnet worden sind.
Seiner nächsten Veranlassung nach bestimmt , an die Stelle der im Jahre 1845

mit Hannover und Oldenburg abgeschlossenen, seitdem gekündigten Vereinbarungen zur Re «



gelung verschiedener Verhältnisse des gegenseitigen Verkehrs zu treten, und deren namentlich
in Bezug auf Zollabfertigung und Grenzschutzverhältnisse geiroffene Bestimmungen , unter
den durch die veränderten Umstände und das erweiterte Verkehrsgebiet bedingten Modifi¬
kationen , auf den gesummten Zollverein auszudehnen, hat der erste dieser Verträge im Laufe
der Verhandlungen erhöhte Bedeutung gewonnen durch die Aufnahme einer Reihe von Zu¬
geständnissen sonstiger Art, in denen neben der Bereitwilligkeit zu thänlichsterBeachtung und
Förderung der jedem Theile eigenthümlichen Interessen, zugleich das Bestreben beider Theile
sich zu erkennen giebt, die gegenseitigen Handelsbeziehungen nach Möglichkeit zu fördern und
zu diesem Zwecke im gemeinsamen Interesse Opfer zu bringen. — Gleiche Beweggründe
haben die Zusagen herbeigeführt, welche den Inhalt des zweiten im Namen der betreffenden
Uferstaaten abgeschlossenen Vertrages bilden und durch welche das alte Verkehrshinderniß
der Weserzölle endlich, ob auch dem Buchstaben nach nur bis auf Weiteres , gänzlich be¬
seitigt wird.

Für Bremens höhere Interessen ist ohne Zweifel schon die Thatsache des Zustande¬
kommens eines Vertragsverhältnisses wie des vorliegenden mit dem Zollverein, — einer
Reihe von Abreden durch welche unser Freistaat seinen nahen und unzertrennlichen Zusam¬
menhang mit dem zollverbündeten Deutschland nun auch formell von diesem anerkannt und
sein Entgegenkommen erwiedert findet, ohne deshalb die Freiheit der Bewegung aufzugeben,
welche er als Lebensbedingung seines erfolgreichen Wirkens in und für Deutschland betrachten
muß — als Gewinn anzusehen . In gleichem Sinne wird voraussichtlich auch der materielle
Inhalt dieser Abreden —- sowohl die unmittelbar durch sie gewährten Verkehrserleichtcrungen
als was an ferneren Gewährungen dieser Art , auf der nunmehr gewonnenen Grundlage fester
Vertragsverhältnisse zum Zollverein, sich schon als Folge der allseitig wachsenden Erkenntniß
von der auch ohne Zollgemeinschaft bestehenden Gemeinsamkeit der Verkehrsinteressen dem¬
nächst von selbst ergeben dürfte — unserem Gemeinwesen zum bleibenden Gewinn gereichen
und die dagegen unsererseits zu bringenden nach Lage der Sache unvermeidlichen Opfer über¬
wiegen , sofern nur wie bisher patriotischer Gemeinsinn und wetteifernder Unternehmungsgeist
in unserer Mitte lebendig bleiben.

Wenn somit Bremens Beziehungen zu der Gesammtheit der Zollvereinsstaaten zum
ersten Male durch einen umfassenden und, wie zu hoffen , beiderseits befriedigenden Vertrag
geregelt werden, so dient das gegenwärtige Abkommen nicht minder zur Entwicklung der auf
der Grundlage der Staatsverträge von 182? und 1845 befestigten freundnachbarlichenBe¬
ziehungen zu Hannover und Oldenburg , und bietet eine willkommene Handhabe dar, um die «
als Folge jener Verträge sich ergebenden besonderen Ansprüche auf die Willfährigkeit dieser
unser Nachbarstaaten jetzt um so rascher ihrer Erledigung zuführen zu können.

Indem der Senat nunmehr die vorgenannten Verträge nebst den dazu gehörigen
Uebereinkünften , Separatartikeln und

'
Schlußprotokollen und den bei Unterzeichnung derselben

von den einzelnen Bevollmächtigten im Namen ihrer Regierungen hinzugefügten Erklärungen *),
der Bürgerschaft zu näherer Prüfung ihres Inhalts beikommend übcrgiebt und damit den
Antrag verbindet sich über die Genehmigung derselben mit ihm einverstehcn zu wollen ,
rechnet er mit Zuversicht darauf daß sie die vorstehend angedeuteten höheren Gesichtspunkte
der allgemeinen Wohlfahrt des Staats auch ihrerseits zur Richtschnur der Entscheidung
nehmen und dadurch um so gewisser dahin gelangen werde sich mit ihm zu einer gleichen
Auffassung des Gesammtergebnisses der jetzt beendigten Verhandlungen zu vereinigen . Um
übrigens zu solchem Zweck auch das Verständniß des Details dieser Verhandlungen zu er¬
leichtern und bei der Mannichfaltigkeit des vorliegenden Stoffes dem Bedürfniß nach näheren
Erläuterungen über Anlaß und Bedeutung der einzelnen Bestimmungen im voraus zu be¬
gegnen , nimmt der Senat keinen Anstand der Bürgerschaft , in Ergänzung der Aufklärungen
welche hierüber zu ertheilen ihre Mitglieder des Vertrauensausschusses sich in der Lage be¬
finden werden, noch einen umfassenden Bericht, den er zu gleichem Zweck von seinen Com -
missarien sich hat erstatten lassen , zu ihrer Kenntnißnahme Hiebei vertraulich mitzutheilen.

Wie eine nähere Einsicht der Verträge und ihrer Anlagen ergiebt , sind behufs der
Ausführung von unserer Seite eine Menge verschiedenartiger Anordnungen und Einrichtungen
theils unmittelbar , theils nach vorgängiger Regelung ihrer Details durch eine sofort nach
Genehmigung der Verträge in Bremen zusammentretende Vollzugscommission, zu treffen und
läßt sich mit Sicherheit zur Zeit noch nicht bestimmen wie vieles hievon im einfachen
Wege der Verweisung an die kompetenten Behörden oder Verwaltungsdeputationen erledigt
werden könnte , oder aber noch anderweite Vereinbarungen zwischen Senat und Bürgerschaft

*) Sind vertraulich mitgetheilt .
ü *
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nothwendig machen dürste. Daneben liegt es aber im offenbaren Interesse der Sache und
wird auch durch den Vertrag ausdrücklich vorgesehen daß nicht allein die Arbeiten der Voll¬

zugscommission überhaupt thunlichst beschleunigt werden , sondern auch der Vertrag sofort in

Wirksamkeit treten solle, sobald die als zunächst erforderlich bezeichneten Vorkehrungen ge¬
troffen worden sind , wenn auch der Vollzug einzelner anderer Verabredungen noch ausgesetzt
bleiben müßte. Unter diesen eigenthümlichen Verhältnissen erscheint es zur Beschleunigung
und Vereinfachung des Geschäftsganges vorerst unerläßlich daß eine besondere Deputation
mit dem zwiefachen Auftrage niedergesetzt werde :

1 ) zu berathen und zu berichten , welche bauliche Einrichtungen in Folge des Ver¬
trags dem Bremischen Staate überhaupt obliegen und wie solche am geeignetsten
zu beschaffen seien ; — nach welcher Berichterstattung dann weiter zu beschließen
sein würde, welchen Deputationen die Ausführung zu übertragen sei ; — sodann

2) die zur Abfertigung an der Oberweser nöthigen interimistischen Baueinrich¬
tungen (vgl. Art . 9 der Uebereinkunst l > und Sep. -Art . 4 zum Art . 18 des
Hauptvertrags) zu treffen , zu welchem Zweck derselben etwa 5000 Thaler zur
Verfügung zu stellen wären.

Bei der Dringlichkeit der Sache trägt demgemäß der Senat schon jetzt darauf an ,
die Bürgerschaft wolle, im Falle ihres Einverständnisses mit seinem heutigen Antrage auf
Genehmigung der vorgedachten Verträge, sich gleichzeitig auch in Betreff der Niedersetzung
einer , wie vorbemerkt, zu beauftragenden Deputation mit ihm einverstanden erklären und zu
derselben ihre Mitglieder ernennen .

Anlage I :
zur Mittheilung des SmatS

vom 8 . Febr . 1858.

Vertrag
zwischen

Preußen , Hannover und Kurhessen für ' Sich und in Vertretung
der übrigen Staaten des Zollvereins einerseits und der freien

Hansestadt Bremen andererseits
wegen

Beförderung der gegenseitigen Verkehrsverhaltniffe .

Seine Majestät der König von Preußen , Seine Majestät der König von Hannover
und Seine Königliche Hoheit der Kurfürst von Hessen für Sich und in Vertretung der
übrigen Mitglieder des Kraft der Verträge vom 22. und 30 . März und 11 . Mai 1833 ,
12 . Mai und 10 . December 1835 , 2 . Januar 1836 , 8 . Mai, 19 . October und 13 . No¬
vember 1841 , endlich vom 4. April 1853 bestehenden Zoll- und Handelsvereins , nämlich :
der Kronen Bayern , Sachsen und Württemberg , des Großherzogthums Baden, des Groß-
herzogthums Hessen , der den Thüringischen Zoll - und Handelsverein bildenden Staaten —

namentlich des Großherzogthums Sachsen, der Herzogthümer Sachsen - Meiningen, Sachsen-

Altenburg und Sachsen- Coburg-Gotha und der Fürstenthümer Schwarzburg -Rudolstadt und
Schwarzburg - Sondershausen , so wie der Fürstlich Reußischen Länder älterer und jüngerer
Linie — des Herzogthums Braunschweig , des Großherzogthums Oldenburg , des Herzog-
thums Nassau und der freien Stadt Frankfurt , ferner in Vertretung des Großherzogthums
Luxemburg , der Großherzoglich Mecklenburgischen Enclaven Rossow , Netzeband und Schön -
verg , des Großherzoglich Oldenburgischen Fürstenthums Birkenfeld , der Herzogthümer
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Anhalt - Dessau - Köthen und Anhalt - Bernburg , der Fürstenthümer Waldeck und Pyrmont ,

Fürstenthümer Lippe und Schaumburg - Lippe , der Landgräflich Hessischen Gebietstheile , des

Oberamts Meisenheim und des Amts Homburg , einerseits ,
und

der Senat der freien Hansestadt Bremen andererseits ,
von dem Wunsche geleitet die gegenseitigen Handelsbeziehungen zwischen Ihren

Staaten im gemeinsamen Interesse möglichst zu fördern , haben zu diesem Zwecke Verhand¬

lungen eröffnen lassen und zu Bevollmächtigten bestellt :

Seine Majestät der König von Preußen :

Allerhöchst Ihren Geheimen Oberfinanzrath Friedrich Leopold Henning ;

Seine Majestät der König von Hannover :

Allerhöchst Ihren Schatzrath Dr . Carl Friedrich Lang ;
Seine Königliche Hoheit der Kurfürst von Hessen :

Höchst Ihren Oberfinanzrath Wilhelm Cramer ;
der Senat der freien Hansestadt Bremen :

den Senator Arnold Duckwitz ,
den Senator Dr . Heinrich Wilhelm Smidt , und

den Senator Carl Friedrich Ludwig Hartlaub ;

von welchen Bevollmächtigten folgender Vertrag , unter dem Vorbehalt allseitiger Ratifikation ,

abgeschlossen worden ist :
Artikel 1 .

Die Schiffe Preußens und jedes der übrigen Staaten des Zollvereins , welche in

die Häfen der freien Hansestadt Bremen eingehen oder von dort ausgehen werden , und

umgekehrt die Bremischen Schiffe welche in die Häfen des Königreichs Preußen oder eines

anderen Staats des gedachten Vereins eingehen oder von dort ausgehen werden , sollen ohne

Rücksicht auf ihren Abgangs - oder Bestimmungsort hinsichtlich aller das Schiff treffenden

Abgaben , welcher Art oder Benennung dieselben seien , mögen sie im Namen oder zum

Vortheile der Regierung oder zum Vortheile öffentlicher Beamten , Ortsverwaltungen oder

Anstalten irgend einer Art erhoben werden , auf demselben Fuße behandelt werden wie die

Nationalschiffe .
Artikel 2 .

Alle Erzeugnisse und andere Gegenstände des Handels deren Einfuhr oder Ausfuhr

nach oder aus den Staaten der hohen vertragenden Theile gesetzlich auf Nationalschiffen

wird stattfinden können , sollen ohne Unterschied ihrer Herkunft und Bestimmung auch auf

Schiffen des anderen Theils dorthin eingeführt oder von dort ausgeführt werden können .

Artikel 3 .

Waaren jeder Art ohne Unterschied des Ursprungs oder Eigenthümers , die , von

welchem Lande es sei , durch Schiffe des Zollvereins in die Häfen Bremens oder durch

Bremische Schiffe in diejenigen des Zollvereins eingeführt werden , desgleichen Waaren die ,

für welche Bestimmung es sei , aus den Häfen des Zollvereins durch Bremische Schiffe

oder aus den Häfen Bremens durch Schiffe der Zollvereinsstaaten ausgeführt werden ,

sollen in den beiderseitigen Häfen keine andere oder höhere Abgaben entrichten , als wenn

die Einfuhr oder Ausfuhr derselben Gegenstände durch Nationalschiffe stattfände .

Die Prämien , Abgabenerstattungen oder andere Begünstigungen dieser Art , welche

in dem Gebiete des einen der hohen contrahirenden Theile der Einfuhr oder Ausfuhr auf

Nationalschiffen bewilligt werden , sollen in gleicher Weise bewilligt werden , wenn die Einfuhr

oder Ausfuhr auf Schiffen des anderen Theiles erfolgt .

Artikel 4 .

Hinsichtlich des
'

Betrages , der Sicherung und der Erhebung der Ein - , Aus - und

Durchgangsabgaben dürfen in keinem der contrahirenden Staaten

1 . Erzeugnisse des Gebiets des anderen contrahirenden Theils ungünstiger als gleich¬

artige Erzeugnisse irgend eines außerdeutschen Staates ,

2 . Waaren welche aus dem Gebiete des anderen contrahirenden Theils ein - oder durch¬

geführt werden , ungünstiger als beim unmittelbaren Eingänge vom Auslande ,
3 . Ausfuhrgegenstände beim Ausgange nach dem Gebiete des anderen contrahirenden

Theils ungünstiger als beim unmittelbaren Ausgange nach dem Auslande behan¬
delt werden .

k



VI

Ausnahmen hiervon sind nur bei Zolleinigungen mit dritten Staaten und hinsichtlich
solcher Begünstigungen zulässig , welche dritten Staaten durch schon bestehende Verträge zu¬
gestanden sind, oder welche den unmittelbar über die Landgrenze eingehenden Erzeugnissen
eines Nachbarlandes oder seiner europäischen Zubehörungen mit Rücksicht auf ähnliche Ge¬
genleistungen etwa zugestanden werden ; ferner von der Verabredung zu 2 . , in Bezug auf
Wein, bei dessen Verzollung eine Eingangsabgabenermäßigung auf den direkt aus den
Erzeugungslanden herkommenden Wein beschränkt werden kann.

Artikel 5 .
Da die hohen contrahirenden Theile die Unterdrückung des Schleichhandels an den

beiderseitigen Grenzen, so wie von der Weser und deren Nebenflüssen aus , nicht minder wie
eine freundnachbarliche Mitwirkung hierbei als vorzügliches Mittel zur Beförderung des red¬
lichen Verkehrs zwischen Ihren Gebieten anerkennen , so verpflichten dieselben Sich, dem
Schleichhandel zwischen Ihren Landen , und insbesondere da wo die beiderseitigen Grenzen
sich berühren, nach Möglichkeit entgegenzuwirken , jeden durch die Zoll - und Steuergesetze des
Nachbarlandes verbotenen Verkehr nach letzterem zu verbieten , zu bestrafen und überhaupt
möglichst zu verhindern, auch Sich gegenseitig zur Ausrottung eines solchen unerlaubten
Verkehrs , wo derselbe sich zeigen sollte , behülflich zu sein . Zur Erreichung dieses Zwecks
ist die in der Anlage I . beigefügte Uebereinkunft wegen Unterdrückung des Schleichhandels
zwischen Ihnen errichtet worden.

Artikel 6.
Um dem Verkehr zwischen Bremen und dem Gebiete des Zollvereins- diejenigen Er¬

leichterungen zu gewähren welche ohne Gefährdung des Zollinteresse zulässig erscheinen, ist
man übereingekommen daß in der Stadt Bremen für den Verkehr vermittelst der Eisenbahn
und der Weser ein zollvereinsländisches Hauptzollamt mit besonders festzusetzendenBefugnissen
zur Zollabfertigung und Erhebung errichtet werde . Die dazu erforderlichen Localitäten und
Anstalten werden von Seiten Bremens auf dessen Kosten gestellt. Die in der Anlage II .
beigefügte Uebereinkunft enthält die näheren Bestimmungen hierüber.

Artikel 7 .
Zur Beförderung des Warenabsatzes aus dem Zollvereine nach anderen , besonders

überseeischen Ländern , soll in beiderseitigem Interesse in der Stadt Bremen eine Zollvereins¬
niederlage unter Aufsicht und Controls des im vorstehenden Artikel erwähnten Hauptzollamts
errichtet werden , in welcher Erzeugnisse des Zollvereins, so wie in demselben verzollte fremde
Waaren gelagert, behandelt , umgepackt , getheilt und solchergestalt in den Zollverein zollfrei
zurückgebracht werden können . Die Verwaltung dieser Niederlage steht der freien Hansestadt
Bremen zu , welche die erforderlichen Baulichkeiten und Einrichtungen auf ihre Kosten über¬
nimmt. Das Nähere ist hierüber in der Anlage II . bestimmt .

Artikel 8.
Um die Unterdrückung des Schleichhandels vollständiger zu erreichen , welcher durch

die vorspringende Lage Bremischer Gcbietstheile begünstigt wird, sind die hohen Contrahen-
ten übereingekommen :

1 . Die hollerländischen Außendeichsländereien an der rechten Seite des längs des
Deichs fließenden Zuggrabens (Deichschlot) von Lenöver an , so wie an der rech¬
ten Seite der Wumme, wo diese an den Hollerdeich tritt,

2 . die am rechten Ufer der Wumme belegenen Theile des Gerichts Borgfeld , na¬
mentlich Butendieck, Timmerslohe, Borgfelder-Moor , Borgfelder-Weide, so wie
sämmtliche Borgfelder Wiesen ,

3. die Wumme und Lesum oberhalb Burg , so weit Bremen die Landeshoheit dar¬
über zusteht ,

4 . die am linken Ufer der Ochum belegenen Bremischen Dorffchaften und Feldmarken
Kirchhuchting , Mittelshuchting, Brookhuchting , Varrelgraben und Grolland , ein¬
schließlich des Qchumflusses ,
unbeschadet der dem Bremischen Staate zustehenden Landeshoheit, dem Zollvereine

anzuschließen. Das Nähere über diesen Anschluß ist in der als Anlage III . beigefügten
Uebereinkunft festgestellt.

Ueber die Besteuerung der inneren Erzeugnisse in den vorgenannten Gebietstheilen ist
die in der Anlage IV . enthaltene besondere Uebereinkunft zwischen Hannover und Bremen
abgeschlossen worden.
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Artikel 9 .
Zur Beförderung des Verkehrs ist weiter verabredet worden daß die den con -

trahirenden Staaten angehörigen Fabrikanten und Gewerbtreibenden welche blos für das
von ihnen betriebene Gefchäft Ankaufe machen , oder Reisende welche nicht Waaren selbst ,
sondern nur Muster derselben bei sich führen , um Bestellungen zu suchen , wenn sie die Be¬
rechtigung zu diesem Gewerbsbetriebe in demjenigen Staate in welchem ste ihren Wohnsitz
haben , durch Entrichtung der gesetzlichen Abgaben erworben haben , oder im Dienste solcher
inländischen Gewerbtreibenden oder Kaufleute stehen , in dem Gebiete des anderen contrahi -
renden Theiles keine weitere Abgabe hierfür zu entrichten verpflichtet sein sollen .

Artikel 10 .
Da die Stadt Bremen für manche Gegenstände welche allein oder doch hauptsäch¬

lich aus dem Zollvereine dahin gelangen , den Hauptmarktort für die zum Zollvereine gehö¬
rige Gegend der unteren Weser bildet , eine Zollkontrolle dabei aber unnöthige Belästigung
herbeiführen würde , so ist man übereingekommen daß folgende Gegenstände vom Bremischen
Gebiete , mit Ausschluß von Vegesack und Bremerhaven , zollfrei in den Zollverein ein¬

gehen sollen , als :

1 . Eichen -, Ulmen - , Eschen - , Buchen - , auch Fichten - , Tannen -, Lerchen - , Pappeln -
und Erlenholz in Stämmen , Stöcken und Scheiten ; ferner Bandstöcke , Stangen ,
Faschinen , Pfahlholz , Flechtweiden , auch beim Transport auf der Weser und
deren Nebenflüssen ;

2 . grobe , rohe , ungefärbte Böttcher - , Drechsler - , Tischler - und blos gehobelte Holz¬
waaren und Wagenarbeiten , auch grobe Maschinen von Holz , weder gefärbt ,
gebeizt , lackirt oder polirt , noch in Verbindung mit anderen Stoffen . Jedoch
sollen Beschläge , Nägel , Schrauben , Scharniere , Reife , Schlösser , ferner Seile ,
Stricke , Bindfaden , Bänder , Schnüre und Riemen zur Befestigung oder Ver¬
bindung der einzelnen Bestandtheile die zollfreie Zulassung der bezeichneten Waa¬
ren nicht ausschließen .

3 ) grobe Korbflechtwaaren aus ungeschälten Ruthen , ingleichen aus geschälten Ruthen ,
weder gefärbt , gebeizt , lackirt noch gefirnißt , zum Wicthschaftsgebrauch ;

4 ) ordinäre , ungefärbte Matten und Fußdecken von Bast , Binsen , Stroh und Schilf ,
5 ) gemeine Töpferwaaren , d . h . gewöhnliches , aus gemeiner Thonerde verfertigtes

Töpfergeschirr mit oder ohne Glasur , Fliesen und Schmelztiegel , und
6 ) Hohlglas in seinen natürlichen Farben ( grünes , schwarzes , gelbes ) , weder gepreßt

noch geschliffen noch abgerieben .
Inwieweit und in welcher Art zur Begründung des Anspruchs auf die vorgebuchte

Befreiung vom Eingangszolle ein Nachweis über die Versendung der betreffenden Gegen¬
stände aus dem Bremischen Gebiete geführt werden muß , darüber werden durch die Voll -

zugscommiffion (Art . 16 .) die näheren Anordnungen getroffen werden .

Artikel 11 .
Zur gegenseitigen Erleichterung des Verkehrs auf Messen und Jahrmärkten soll

künftig nur von dem verkauften Theile der auf die Messen und Jahrmärkte in dem Gebiete
des anderen contrahirenden Theils gebrachten Waaren die gesetzliche Eingangsabgabe , für den
unverkauft zurückzuführenden Theil aber auf vorschrifsmäßigen Nachweis über die Identität
der ein - und zurückgeführten Waaren in beiden Gebieten weder eine Eingangsabgabe noch
Durchgangsabgabe erhoben werden .

Gegenstände der Verzehrung sind von dieser Erleichterung ausgeschlossen ; für grobes
und feines Backwerk ist dieselbe jedoch gleichfalls zugestanden .

Artikel 12 .
Die in dem vorstehenden Artikel für den Jahrmarktverkehr bestimmten Erleichterun¬

gen sollen auch bei dem Verkehr auf den Viehmärkten in den gegenseitigen Gebieten An¬
wendung erhalten , so daß für das unverkauft zurückgehende Vieh weder eine Eingangs - noch
Durchgangsabgabe erhoben werden wird .

Artikel 13 .
Die Angehörigen des einen der hohen Contrahenten , welche die Märkte und Messen

in dem Gebiete des anderen beziehen , sollen daselbst hinsichtlich der Verbindlichkeit zur Ent¬
richtung einer Abgabe dafür den eigenen Angehörigen gleich behandelt werden .

b *
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Artikel 14 .

Soweit durch den im Art. 8 verabredeten Anschluß Bremischer Gebietstheile an
den Zollverein ländliche Besitzungen in der Art getrennt werden , daß einzelne Grundstücke
durch die Zolllinie von dem Gute oder Hofe abgeschnitten sind, von welchem aus sie be¬
wirthschaftet werden , soll neben der gegenseitigen Gewährung solcher Erleichterungen wie sie
nach den im Zollvereine geltenden Bestimmungen für den kleinen Grenzverkehr zugelassen
werden können , das erforderliche Saatkorn zu deren Bestellung zollfrei eingebracht werden
dürfen , nicht minder die Erhebung eines Zolles für das auf solche Grundstücke zur Weide
gehende Vieh wegfallen.

Artikel 15 .
Das persönliche Verhältniß der bei dem in Bremen zu errichtenden Hauptzollamte

oder sonst im Bremischen Gebiete zu stationirenden Zollbeamten wird dahin bestimmt , daß
dieselben während der Dauer ihres dienstlichen Aufenthalts daselbst nebst ihren im Familien-
bande stehenden Angehörigen in dem Unterthanenverbande desjenigen Staates welchem sie
angehören verbleiben und ihr Wohnrecht daselbst ihnen erhalten wird . Sie sind den Ge¬
setzen , der Gerichtsbarkeit und Polizei der freien Hansestadt Bremen , sobald nicht die Aus¬
übung ihrer eigentlichen Dienstverrichtungen als Zollbeamte, mithin die Disciplin , Dienstver -
gehungen oder Dienstverbrechen , ferner Vergehen gegen den Heimatstaat oder dessen Oberhaupt ,
endlich das eheliche Güterrecht, die Erbfolge in die Verlassenschaft solcher Beamten und die
Bevormundung der Hinterbliebenen in Frage stehen, unterworfen, genießen aber, so lange sie
in ihrem bisherigen Unterthanenverbande bleiben , für sich und ihre Familien eine Befreiung
von persönlichen Leistungen , einschließlich des Militärdienstes oder irgend eines anderen Waffen¬
dienstes, und von der Vermögen - und Einkommensteuer , sowie von sonstigen persönlichen
direkten Staats - und Communalabgaben und für ihren Nachlaß von der Abgabe von Erb¬
schaften . Der in Bremen bestehenden Gassenreinigungs- und Erleuchtungssteuer sind die ge¬
nannten Beamten unterworfen.

Artikel 16.
Alles was sich auf die Detailausführung der in dem gegenwärtigen Vertrage und

dessen Beilagen enthaltenen Verabredungen bezieht , soll durch gemeinschaftliche Commissarien
vorbereitet werden .

Artikel 17 .
Dem Senate der freien Hansestadt Bremen steht die Befugniß zu, einen Commissar

zu bestellen, welcher in seinem Namen hinsichtlich der aus diesem Vertrage hervorgehenden
Verhältnisse mit den Behörden der Zollverwaltung des Zollvereins zur thunlichsten Abkür¬

zung des Geschäftsganges über sich dazu eignende Angelegenheiten in unmittelbares Benehmen
zu treten und namentlich Auskunft einzuziehen befugt sein soll , unbeschadet der direkten Ver¬

handlung zwischen den Regierungen des Zollvereins und Bremen .
Artikel 18.

Die Dauer dieses Vertrages wird vorläufig bis zum letzten December 1865 mit
der Maßgabe festgesetzt , daß , wenn derselbe von dem einen oder dem anderen der contrahi-
renden Staaten nicht spätestens ein Jahr vor dem Ablause gekündigt wird , er auf weitere

zwölf Jahre , und so fort von zwölf zu zwölf Jahren verlängert angesehen werden soll.
Ueber den Anfang der Wirksamkeit des Vertrages wird von beiden Theilen eine

Bekanntmachung erlassen werden .
Derselbe soll alsbald zur Ratisication sämmtlichen betheiligten Regierungen vorgelegt

und die Auswechselung der Ratificationsurkunden mit möglichster Beschleunigung in Berlin
bewirkt werden .

So geschehen Bremen , den 26. Januar 1856.

(gez ) Friedrich Leopold Henning . Carl Friedrich Lang .
(D . 8 .) ( 1^. 8 .)

Wilhelm Cramer . Arnold Dnckwitz.
(I. . 8 .) 8 .)

Joh . Heinrich Wilh . Smidt . Carl Friedrich L. Hartlaub .
8 .) (1. . 8 .)
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Separat -Artikel
zu dem

Vertrage zwischen Preußen , Hannover und Kurhessen für Sich
und in Vertretung der übrigen Staaten des Zollvereins einerseits

und der freien Hansestadt Bremen andererseits
wegen

Beförderung der gegenseitigen Verkehbsverhältnisse.

Bei dem heutigen Abschlüsse des Vertrages zwischen Preußen , Hannover und Kur¬

hessen für Sich und in Vertretung der übrigen Staaten des Zollvereins einerseits und der

freien Hansestadt Bremen andererseits wegen Beförderung der gegenseitigen Verkehrsver¬

haltnisse , sind von den ernannten Bevollmächtigten noch folgende besondere Artikel verabredet

worden , welche , obwohl nicht zur öffentlichen Bekanntmachung bestimmt , dennoch dieselbe

Kraft und Gültigkeit haben sollen , als wenn sie Wort für Wort in die Artikel des offenen

Vertrages eingerückt wären :

Artikel 1 .

( Zu Art . 1 bis 3 des offenen Vertrages .)

1 . Damit die Gleichstellung der beiderseitigen Schifffahrt mit der nationalen , in

vollem Umfange herbeigeführt werde , sollen den Führern und Rhedern von

Schiffen , welche dem anderen contrahirenden Theile angehören , in Bezug auf

Besorgung der mit dem Schifffahrtsbetriebe in Verbindung stehenden Geschäfte

die gleichen Befugnisse zustehen wie den eigenen Rhedern und Schiffsführern ,

dergestalt daß denselben in Bezug auf das Ein - und Aüsclariren der Schiffe ,
die Bewerbung um Frachten und das Eincassiren der Frachtgelder keine Ver¬

pflichtung zur Annahme von Correspondenten , Mäklern oder andern Mittelspersonen

auferlegt bleibt , soweit auch den eignen Angehörigen eine solche nicht obliegt .

2 . Die in den Artikeln 1 bis 3 zugesicherte Gleichstellung der Angehörigen der con¬

trahirenden Theile hinsichtlich der Flußschiffahrt und hinsichtlich des Handels in

den Seehäfen erstreckt sich auch auf die gegenseitige Zulassung der Schiffe beider

contrahirenden Theile zur Binnenschiffahrt oder Cabotage , ohne daß dafür andere

oder höhere Abgaben von Schiff und Ladung als von Schiffen des eigenen

Staats zu entrichten sind .

Artikel 2 .

( Zu Art . 4 des offenen Vertrages .)

1 . Durch die im ersten Absätze des Art . 4 zugesicherte Gleichstellung rücksichtlich der

Sicherung und Erhebung der Abgaben sollen nur solche Unterschiede ausgeschlossen

werden , wodurch einzelne Staatsgebiete , Handelsplätze oder Verkehrsstraßen be¬

günstigt oder zurückgesetzt werden , nicht aber solche welche auf unmittelbaren Be¬

dürfnissen der Abgabenverwaltung beruhen , und insbesondere zu dem Zwecke vor¬

gekehrt werden , um Abgabenumgehungen größeren Belanges an bestimmten Grenz -

punkten oder Abfertigungsstellen zu verhüten .

Unter Eingang über die Landgrenze ist auch der Eingang auf Binnenseen ,

Flüssen und Kanälen verstanden .

2 . Man ist darüber einverstanden daß die Zugeständnisse in deren Besitz sich , dem

Zollvereine gegenüber , Oesterreich nebst den mit demselben zollverbündeten äußer -

deutschen Staaten in Folge des Vertrages vom 19 . Februar 1853 befindet ,

oder welche im Anschlüsse an diesen Vertrag weiter gewährt werden möchten , aus

Grund des Art . 4 des offenen Vertrages von Bremen nicht in Anspruch ge¬

nommen werden können .
Artikel 3 .

( Zu Art . 15 des offenen Vertrages . )

Zu den Vergehen wegen welcher gegen zollvereinsländische , im Bremischen Gebiete

angestellte Zollbeamte die gerichtliche Untersuchung den Bremischen Gerichten zusteht , gehören
6
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auch die Fälle wo etwa Grenzaussichtsbeamte wegen Mißbrauchs ihrer Waffen im Grenz-

dienste und dadurch verursachter Tödtung oder Verwundung von Menschen zur Untersuchung

gezogen werden müßten, und wird in letztgedachtem Falle der gerichtlichen Bestrafung von

Seiten der Zollverwaltungsbehörden kein Hinderniß in den Weg gelegt werden .
Von der Einleitung und dem Ausgange gerichtlicher Untersuchungen gegen zoll-

vereinsländische Beamte wird der vorgesetzten Behörde der letzteren jedesmal Mittheilung

gemacht werden.
Artikel 4.

(Zu Art. 18 des offenen Vertrages.)
Der Vollzug des Vertrages und zu diesem Ende der Zusammentritt der Vollzugs¬

commission wird thunlichst beschleunigt und die im Art. 18 erwähnte Bekanntmachung über

den Anfang der Wirksamkeit des Vertrages von der Vollzugscommission und zwar wo mög¬

lich spätestens bis Ende März 1856 beantragt werden . Sobald in Folge der Artikel 7

und 9 der Uebereinkunst II . die Vorbereitungen für die Abfertigung der weseraufwärts ge¬

henden und der mittelst der Eisenbahn zu versendenden Waaren in Bremen getroffen sein
werden , kann dieser Antrag erfolgen , wenn auch der Vollzug einzelner Verabredungen noch

ausgesetzt bleiben müßte. Soweit letzteres nicht zu vermeiden sein möchte , wird die zu er¬

lassende Bekanntmachung darüber die näheren Bestimmungen enthalten und wegen Ausführung
der vom Vollzüge einstweilen ausgeschlossen bleibenden Verabredungen später besondere Be¬

kanntmachung ergehen . Die Verabredungen welche über die Maßregeln zur Unterdrückung
des Schleichhandels und wegen des Königlich Hannoverschen Zollamts am Eisenbahnhofe zu
Bremen zur Zeit zwischen Hannover und Bremen bestehen, sollen in Kraft bleiben bis die

Verabredungen in der Uebereinkunst I . und beziehungsweise in der Uebereinkunst II . zur

Ausführung gelangen .
So geschehen Bremen , den 26. Januar 1856 .

(gez .) Friedrich Leopold Henning .
(I. . 8 .)

Wilhelm Cramer.
(1>. 8 .)

Johann Heirrr. Wilh . Smidt .
(L.. 8 .)

Carl Friedrich Lang.
(L. . 8 .)

Arnold Duckwitz .
(l . . 8 .)

Carl Friedrich L. Hartlanb .
(l. . 8 .)

Uebereinkunst
zwischen

Preußen, Hannover und Kurhessen für Sich stmd in Vertretung
der übrigen Staaten des Zollvereins einerseits und Bremen

andererseits
wegen

Unterdrückung des Schleichhandels.

Artikel 1 .
Die contrahirenden Staaten verpflichten sich gegenseitig auf die Verhinderung und

Unterdrückung des Schleichhandels durch alle angemessenen, ihrer Gesetzgebung entsprechenden
Maßregeln gemeinschaftlich hinzuwirken .
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Artikel 2.
Diese Verpflichtung erstreckt sich auf alle Waaren für welche bei ihrem Uebergange

aus dem Gebiete des einen der contrahirenden Theile in das Gebiet des anderen eine Ein - ,
Aus - oder Durchfuhrabgabe zu entrichten oder deren Ein - , Aus - oder Durchfuhr in dem
andern Staate verboten ist.

Artikel 3 .
Die contrahirenden Staaten verpflichten sich gegenseitig die dem anderen contrahi¬

renden Theile ««gehörigen Unterthanen welche nach amtlichen Mittheilungen von Seiten des
anderen Theils den Verdacht des Schleichhandels wider sich erregt haben, innerhalb ihres
Gebiets überwachen und dieselben, wenn sie mit Pässen nicht versehen sind , arretiren und der
nächsten Polizeibehörde des Nachbarstaates abliefern zu lassen.

In den Gebieten der contrahirenden Staaten sollen keine Vereine oder Rottirungen
von Schleichhändlern geduldet werden, auch sollen Personen welche den Verdacht erregen ,
Waaren deren Einfuhr in dem Gebiete des anderen Theils verboten oder mit Abgaben be¬
lastet ist, mit Umgehung der Zollstraßen, einführen zu wollen, auf die nach den letzteren
führenden Straßen verwiesen werden .

Artikel 4.
In der Nähe der Landesgrenzen sollen Waarenanhäufungen oder Ablagen welche

den Schleichhandel zum Zwecke haben , nicht geduldet, vielmehr unter Androhung angemesse¬
ner, im Wiederholungsfälle zu schärfender Strafen verboten werden . Die contrahirenden
Staaten sind übrigens darin einverstanden daß Waarenlagerungen zu einem erlaubten Ge¬
schäftsbetriebe zu Bremerhaven und Vegesack , sowie an der Weser- und Lesumgrenze, bis
einschließlich Burg, und zu Hastedt , jedenfalls nicht unter den Begriff verbotener Waaren¬
anhäufungen oder Ablagen fallen.

Artikel 5 .
Der Senat der freien Hansestadt Bremen verpflichtet sich in den auf den Landbau

angewiesenen Bremischen Grenzorten (jedoch mit Ausschluß der im Artikel 4 bezeichneten
Bremischen Ortschaften uud Grenzstrecken ) Concessionen zu der Anlage von Kramladen oder
Handelsetabliffements in der Nähe der Landesgrenze , in welchen Zucker , Kaffee , Thee, Reis,
Taback und andere Colonialwaaren, Wein , Branntwein, Manufacturwaaren aus Wolle,
Baumwolle oder Seide verkauft werden, nicht weiter zu ertheilen , die ertheilten Concessionen
aber zurückzunehmen , sobald dies ohne Unbilligkeit geschehen kann .

Artikel 6.
Die Grenz- oder Polizeibehörden der contrahirenden Staaten, namentlich aber die

Steuer- und Zollbeamten, sollen angewiesen werden in den angedeuteten Beziehungen die
Interessen der anderen contrahirenden Staaten jederzeit und auch unaufgefordert mit wahr¬
zunehmen und der gegenwärtigen Uebereinkunft entsprechenden Anträgen der betreffenden Be¬
hörden und Officianten des anderen Staates, welche zum Zweck der Unterdrückung des
Schleichhandels gemacht werden möchten , mit Bereitwilligkeit entgegen zu kommen .

Artikel 7 .
Den Zoll - , Steuer - und Polizeibeamten der contrahirenden Theile ist die Verpflich¬

tung aufzulegen beabsichtigte Uebertretungen der Zoll - und Steuergesetze des anderen con-
trahirenden Theiles , welche zu ihrer Kunde kommen , durch Einschreiten , in soweit dies zu¬
lässig ist , oder durch Anzeige bei den vorgesetzten Behörden , zur Mittheilung an die Zoll¬
oder Steuerbehörden des betheiligten Staates, thunlichst zu verhindern und begangeneUeber¬
tretungen in derselben Weise zur Anzeige zu bringen. In eiligen Fällen geschieht die Anzeige
unmittelbar an die Behörde des betheiligten Staates.

Artikel 8.
Den Steuer - und Zollbeamten der contrahirenden Staaten soll gestattet sein bei

Verfolgung der Spuren begangener Contraventionen sich auf das angrenzende Gebiet des an¬
deren Staates zu begeben, um den dortigen betreffenden Behörden Mittheilungen von den
Contraventionen zu machen . Diese Behörden haben dann alle gesetzlichen Mittel anzuwenden ,
welche zur Feststellung des Thatbestandes der Contravention und zur Ermittelung des Thä¬
ters geeignet sind.

e*



Artikel 9 . l

Auch soll den Steuer - und Zollbeamten der contrahirenden Staaten die Befugniß !

zustehen auf der That betroffene Contravenienten in das angrenzende Gebiet des anderen

Theils zu verfolgen und die Anhaltung derselben , sowie die Beschlagnahme der Contraven -

tionsobjccte nebst den Transportmitteln bei den dortigen zuständigen Landesbeamten zu bean¬

tragen . auch wenn nicht sofort deren Hülfe
' erwirkt werden kann , die Anhaltung und Be¬

schlagnahme selbst vorzunehmen , in welchem Falle sie jedoch die angehaltenen Personen und Sachen

an die Obrigkeit des Gebiets in weichem die Anhaltung geschehen ist , ohne Aufenthalt

abzuliefern haben . In beiden Fällen sind aber die angehaltenen Personen und Sachen frei

zu geben , wenn nicht innerhalb 24 Stunden » ach der Anhaltung von den betreffenden Steuer -

und Zollbeamten ein weiterer Arrest bei dem zuständigen Steuergericht beantragt worden ist .

Artikel 10 . >

Den Steuer - und Zollbeamten der contrahirenden Staaten soll bei dieser in Artikel

8 und 9 erwähnten Thätigkeit in dem Gebiete des anderen contrahirenden Theiles derselbe

Schutz gewährt werden , welcher den eigenen öffentlichen Beamten des Staates gebührt ,

auf dessen Gebiete sie diese Thätigkeit ausüben .
!

Artikel 11 .

Jeder der contrahirenden Staaten verpflichtet sich das Ein - , Aus - und Durchgangs -

Zollsystem des andern contrahirenden Theils unter den Schutz besonderer , zu solchem Zwecke

zu erlassender Strafgesetze zu stellen , nach welchen die gegen die Steuer - und Zollgesetze des

anderen Staates begangenen Contraventionen bestraft werden sollen , wenn dieselben von den

eigenen Staatsangehörigen oder von Fremden welche sich innerhalb des Hoheitsgebiets des

betreffenden Staates aufhalten , begangen werden .

Wegen der Bestrafung von Uebertretungen bei dem Hauptzollamte zu Bremen oder

bei den , in die nicht angeschlossenen Bremischen Gebietstheile etwa vorzuschiebenden Zollstellen , ^

verbleibt es bei den dieserhalb getroffenen besonderen Verabredungen .

Artikel 12 .

Uebertretungen der Ein - , Aus - und Durchfuhrverbote des anderen Theils und Zoll -

und Steuerdefrauden — zu welchen alle Handlungen gerechnet werden , die nach den Ge¬

setzen des Staates gegen welche verstoßen wird , als solche anzusehen sind — werden von

jedem der contrahirenden Theile mit Confiscation des Gegenstandes der Uebertretung oder

Erlegung des vollen Werths und daneben mit der Geldstrafe belegt , welche in dem Staate ^

durch Strafgesetze angedroht ist , gegen dessen Gesetze die Uebertretung gerichtet war . Die

defraudirten Abgaben sind für Rechnung des verletzten Staates einzuziehen .

Artikel 13 .

Für solche Uebertretungen der Ein - , Aus - und Durchgangs -Abgabegesetze des andern ^

Staates , durch welche ein Ein - , Aus - oder Durchfuhrverbot nicht verletzt oder eine Abgabe

widerrechtlich nicht entzogen werden konnte oder sollte , sind angemessene Ordnungsstrafen an¬

zudrohen und zu verhängen .

Artikel 14 .

Freiheiks - oder Arbeitsstrafen , mit Ausnahme der für » »vollstreckbare Geldstrafen !

eintretenden Haft oder Arbeit , sowie Ehrenstrafen und Entziehung der Gewerbsberechtigungen >

anzudrohen , ist keiner der contrahirenden Theile aus Grund dieser Vereinbarung verpflichtet . !

Artikel 15 . j

Die betreffenden Behörden und Gerichte der contrahirenden Staaten sollen angewie¬

sen werden , behufs Feststellung des Thatbestandes begangener Contraventionen und zur Er¬

mittelung des Contravenienten in den bei den Behörden des anderen Staates anhängigen

Contraventionsangelegenheiten auf ergangene ordnungsmäßige Requisition Zeugenverhöre und

Confrontationen vorzunehmen und erbetene Nachrichten mitzutheilen . DieSistirung der Steuer -

und Zollcontravenienten und der Zeugen vor dem Gerichte des anderen Staates , wider den

Willen der betheiligten Personen , findet nicht statt , insofern sie nicht Angehörige des anderen

contrahirenden Theils sind ; ebensowenig eine Hülfsvollstreckung der wegen Steuer - und Zoll -

contraventionen ecgangenen Erkenntnisse durch die Gerichte des anderen Staates gegen dessen

Bürger , Schutzgenossen und Angehörige , vorbehältlich einer für einzelne Fälle unter

den höheren Regierungsbehörden der betheiligten Staaten etwa zutreffenden besondern Vereinbarung .

Eine Hülfsvollstreckung ergangener Erkenntnisse gegen andere Personen als die be- !

zeichneten Bürger , Schutzgenossen und Staatsangehörigen wird gegenseitig zugestanden .
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Artikel 16 .
Das Verfahren wegen Uebertretung der Gesetze des anderen contrahirenden Theils

ist in jedem der contrahirenden Staaten bei den Behörden und den Gerichten nach den
Vorschriften und in den Formen zu leiten, die bei Uebertretung der eigenen Gesetze zur An¬
wendung kommen. Den amtlichen Angaben der Behörden oder Angestellten des anderen
Theils soll dabei dieselbe Beweiskraft beigemeffen werden, welche den amtlichen Angaben der
inländischen Behörden, Beamten und Angestellten für Fälle gleicher Art beigelegt ist .

Artikel 17 .
Das Begnadigungs - oder Strafmilderungsrecht verbleibt demjenigen Staate von

dessen Behörden oder Gerichten die Strafe anerkannt ist . Es ist jedoch der zuständigen Be¬
hörde des betheiligten Staates Gelegenheit zu geben vor Ausübung dieses Rechtes sich
darüber zu äußern.

Artikel 18 .
Die wegen des Transports auf der Oberweser zu treffenden Sicherungsmaßnahmen

sind durch besondere Verabredung bestimmt. Für die Stromstrecke der Unterweser, d . h . von
Bremen abwärts, haben die contrahirenden Theile zur Sicherung ihrer Handels- und Zoll¬
interessen gegen Beeinträchtigungen bei dem Waarentransporte, unter Vorbehalt und unbe¬
schadet aller aus der Weserschifffahrtsacte vom 10. September 1823 oder aus anderen
Staatsverträgen herzuleitenden Rechte, Ansprüche und Verpflichtungen , folgende Verabredun¬
gen getroffen :

Artikel 19 .
Unter den contrahirenden Staaten , insoweit sie betheiligt sind , soll ein thunlichst gleich,

mäßiges Verfahren über die Patentirung der die Flußschifffahrt auf der Unterwescr treiben¬
den Schiffer, die Musterung der Schiffsmannschaft , Abfassung der Musterrollen und die Be¬
zeichnung aller für den Flußschifffahrtsverkehr auf der Unterweser bestimmten Schiffe verab»
redet und beobachtet werden. Den diese Strecke befahrendev Flußschiffern soll bei angemesse¬
ner Strafe und unter Umständen bei Vermeidung der Einziehung des Schifferpatentes und
Verlustes der Befugniß auf Flußschiffen der contrahirenden Staaten ferner zu dienen , unter¬
sagt werden Schleichhandel zur Benachtheiligung der contrahirenden Staaten zu treiben oder
zu dulden daß derselbe vermittelst ihrer Schiffe oder von ihrer Schiffsmannschaft getrieben
werde . Die Schiffseigenthümer sollen verpflichtet werden für die von ihren Leuten ver¬
wirkten Geldstrafen zu haften .

Artikel 20 .
Die freie Hansestadt Bremen wird thunlichst dahin wirken durch Anwendung von

Dampfschleppschiffen die Fahrt der Leichterfahrzeuge zu beschleunigen ; zugleich verpflichten sich
die contrahirenden Staaten für ihre die Unterweser (Artikel 18.) befahrenden Fluß - und Leich¬
terschiffe folgende Controlanordnungen zu treffen .

Artikel 21 .
1 . Die Hannoverschen, Oldenburgischen und Bremischen Fluß- und Leichterschiffe

sind , wenn sie , mit Kaufmannswaaren (Stückgütern ) befrachtet, von einem Ladeplatz nach
einem andern, an der Unterwescr zwischen Bremen und Bremerhaven , beide Plätze einge¬
schlossen , fahren und ihre Fahrt nicht auf diejenige Stromstrecke beschränken an welcher beide
User zum Bremischen Gebiete gehören, mit amtlichem Verschlüsse zu belegen . Derselbe ist so
einzurichten , daß er dem Zwecke , soweit dieser nach der Bauart der Schiffe sich erreichen
läßt , möglichst entspricht. Auf eine angemessene Bauart der Schiffe, welche eine genügende
Verschlußanlegung zuläßt, soll thunlichst hingewirkt werden. Es soll nicht gestattet sein daß
die Schisse außerhalb des verschlossenen Raumes Güter führen, mit Ausnahme solcher ,
die unverpackt und zugleich im Zollverein mit einer Eingangsabgabe nicht belegt sind , —
sowie solcher welche zur Selbstentzündung geneigt oder der Explosion fähig sind , oder deren
Beiladung durch Mittheilung ihrer Eigenschaft den mitverladenen Waaren nachtheilig wer¬
den kann .

Durch die zur Ausführung der Vertragsbestimmungen zu ernennenden gemeinschaftlichen
Commissarien ist das Weitere über die Art der Verschlußeinrichtung zu vereinbaren. Die Anle¬
gung und Abnahme des Verschlusses geschieht durch die Beamten desjenigen Staates in dessen
Ladeplätzen die betreffenden Leichterfahrzeuge ein - oder ausladen . Dabei soll es den Beamten
desjenigen der contrahirenden Theile von dessen Beauftragten der Verschluß nicht angelegt
worden ist , unbenommen sein vor Abfahrt der Schiffe sich davon zu überzeugen daß und
wie die Verfchlußanlegung geschehen ist. Sollte bei dieser Prüfung der Verschluß dem zu
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vereinbarenden Regulative nicht entsprechend befunden werden und über dessen Vervollstän¬

digung sofortige Verständigung nicht erfolgen , so ist der Abgang des Schiffes nicht aufzu¬

halten , vielmehr das Weitere der Verständigung der vorgesetzten Behörden zu überlassen .

Auf Dampfschiffe , sowie auf Leichterschiffe mit Auswanderern und deren Effecten

findet der Verschluß keine Anwendung .

Die im Eingänge dieses Artikels gedachten Fluß - unv Leichterschiffe ( mit Ausnahme

von Dampfschiffen ) , welche auf der Unterweser bis zur Rhede von Bremerhaven , letztere

ausgeschlossen , an einer Stelle auf dem offenen Strome , woselbst nicht beide Ufer zum

Bremischen Gebiete gehören , Kaufmannswaaren aus anderen Schiffen übernehmen oder an

dieselben abliefern , sind der Verschlußanlegung ebenfalls unterworfen und müssen den Be¬

amten welche den Verschluß anzulegen oder abzunehmen haben , durch Aufhissung einer

Flagge ein Zeichen geben . Wenn binnen einer halben Stunde nach Aufhissung einer Flagge

kein Beamter erscheint , so ist den Schiffern gestattet ohne Anlegung des Verschlusses abzu¬

fahren oder den angelegten Verschluß zum Zwecke der Ausladung selbst abzunehmen . Schiffe

welche durch Sturm , Eisgang oder ähnliche Umstände verhindert sind ohne dringende

Gefahr die Ankunft eines Beamten zum Zwecke der Anlegung des Verschlusses abzuwarten ,

sollen nicht verpflichtet sein die Frist von einer halben Stunde inne zu halten .

Artikel 22 .

2 . Ueber das Verhalten dieser Schiffe während der Fahrt auf der im Eingänge

des Artikel 21 bezeichneten Strecke der Unterweser ist Folgendes anzuordnen :

u) Jedes Schiff hat , so wie es den Hafen oder Ladeplatz verläßt , einen seine

Staatsangehörigkeit bezeichnenden Wimpel aufzuziehen und während der ganzen

Fahrt zu führen .

h ) Wenn es Güter geladen hat , damit von dem Ladungsplatze abgegangen ist und

demnächst innerhalb einer Entfernung von 300 Fuß von dem Punkte des Ufers

eines der contrahirenden Staaten angerechnet , bis zu welchem die gewöhnliche

Fluth reicht , vor Anker geht oder anlegt , so hat es wahrend der Nachtzeit ,

und zwar von Sonnenuntergang bis Sonnenaufgang , eine brennende Laterne ,

mindestens in der Höhe von 8 Fuß in der Art auszuhängen , daß sie von allen

Seiten gesehen werden kann .

o ) Die Schiffer dürfen während der Fahrt nach ihrem Bestimmungsorte nur dann

vor Anker gehen , wenn es eintretende Umstände und Verhältnisse erforderlich

machen , und haben , sobald diese wegfallen , ihre Reise ungesäumt fortzusetzen .

Ueber die Nothwendigkeit des Ankerwerfens oder eines etwaigen länger » Liegen -

bleibens haben sich dieselben auf Erfordern bei ihrer Ankunft am Löschplätze ge¬

nügend auszuweisen . Sie werden , wenn sie dieselbe nicht zu rechtfertigen ver¬

mögen , in eine angemessene Ordnungsstrafe genommen . Die Zoll - und Steuer¬

behörden der contrahirenden Staaten haben die Beobachtung dieser Vorschriften
Seitens der Schiffer zu überwachen und die bemerkten Uebertrctungen den zustän¬

digen Behörden desjenigen Staates anzuzeigen , welchem das Schiff angehört ,
unter Angabe der Nummer des Schiffs .

Artikel 23 .

3 . Den Schiffern sollen für die Fahrten auf der im Artikel 22 bemerkten Strecke

Stundenzettel ausgestellt werden , auf welchen die Zeit des Abganges und der Ankunft
am Abgangs - und Ankunftsorte von den dazu angeordneten Behörden oder Personen zu
bemerken ist .

Bei dem Waarentransporte von einem auf dem Weserstrom umladenden Seeschiffe
nach einem der gedachten Plätze ist der Stundenzettel von dem an Bord des Seeschiffes
sich befindenden Bevollmächtigten des Waarenempfängers auszustellen , sowie umgekehrt bei
dem Transporte von Waaren nach einem aus dem Strome einladenden Seeschiffe , dessen
Capitän , Steuermann oder dessen Stellvertreter die Zeit der Ankunft zu bemerken hat .

Auf Dampfschiffe , sowie , auf Frachtschiffe welche durch Dampfschiffe geschleppt
werden , finden die in diesem und dem vorhergehenden Artikel erwähnten Maßregeln keine
Anwendung .
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Artikel 24 .
4 . Sollten die Königlich Hannoversche und die Großhcrzoglich Oldenbnrgische Re¬

gierung verfügen daß alle Schiffe welche von einem Weserplatze nach einem unterhalb
Bremen belegenen Hannoverschen oder Oldenburgischen Orte

Zucker , Kaffee , Thee , Reis , Syrup , Taback oder andere Colonialwaaren , sowie
Wein , Branntwein und Spiritussen jeder Art , Wollen - , Baumwollen - oder
Eeidenwaaren

bringen , mit einem Verzeichnisse der geladenen Waaren , unter Angabe der Namen und
Wohnorte , der Absender und Empfänger , wie des Zollamts über welches die Einführung
dieser Waaren in das Zollvereinsgebiet geschehen soll , versehen sein müssen , so wird die
freie Hansestadt Bremen anordnen daß bei ihren Ausgangszollämtern zu Bremen , Vegesack
und Bremerhaven jenes Verzeichniß mit den eingelieferten Ausfuhrscheinen und Frachtbriefen
der Absender verglichen , und , nachdem solche übereinstimmend gefunden , mit dem Stempel
des betreffenden Bremischen Zollamts versehen , den Schiffern mitgegeben werde. Ein von
dem letzteren einzulieferndes Duplicat solches Verzeichnisses wird von den betreffenden Bre¬
mischen Zollämtern drei Monate lang aufbewahrt , um unter eintretenden Umständen auf
Begehren dem betreffenden Hannoverschen und Oldenburgischen Zollamte mitgetheilt werden
zu können.

Eine etwaige nähere Feststellung der Ausführungsbesiimmungen bleibt den Voll-
zugscommiffarien vorbehalten.

Der freien Hansestadt Bremen wird von der Königlich Hannoverschen und Groß¬
herzoglich Oldenburgischen Regierung gegenseitige Hülfsleistung zugesichert , falls dieselbe
ähnliche Verfügungen früher oder später erlassen sollte.

W«
M all"

Artikel 25 .
5 . Es soll unter Androhung angemessener Strafen untersagt werden aus der

Weser längs des Hannoverschen oder Oldenburgischen Ufers Schiffe auszulegen , um sie
Behufs des Verkehrs mit den Zollvereinsstaaten als unverzollte Waarenniederlagen zu
benutzen.

Artikel 26 .
6 . Offene Boote welche den contrahirenden Staaten angehören und auf der

Unterweser bis zur Rhede von Bremerhaven , letztere sowie diejenige Stromstrecke an welcher
beide Ufer zum Bremischen Gebiete gehören ausgeschlossen , ihre Fahrt unterbrechen , sind,
bei entstehendem Verdachte beabsichtigter Einschwärzung , der Durchsicht der Beamten der
Controlfahrzeuge unterworfen , und können von den letzteren , insofern sie zollpflichtige Waaren
enthalten , zur Fortsetzung der Fahrt in bestimmter Richtung angehalten werden , falls sich
die Beamten nicht überzeugen daß zum Stillliegen eine genügende Veranlassung vorhanden ist.

6 getroffenen Verabredungen beziehet!
Artikel 27 .

Die unter den vorstehenden Nummern 1 bis
sich auch aus die Lesum bis einschließlich Burg.

Artikel 28 .
Wenn ein mit Gütern beladenes Fluß - oder Leichterschiff durch Frostwetter in seiner

Fahrt gehindert wird , und am Hannoverschen oder Oldenburgischen Weser - oder Lesumufer
einftiert , so soll dies , bei Vermeidung einer Ordnungsstrafe , binnen 48 Stunden dem
nächsten Zollamte oder Zollbeamten der Königlich Hannoverschen oder GroßherzoglichOlden¬
burgischen Regierung angezeigt und die Ladung unter Vorlegung der Ladungspapiere ange¬
meldet werden . Für Schiff und Ladung dürfen dadurch bei der Zollbehörde keine Kosten
entstehen.

Der Transport solcher Ladungen in das Gebiet der freien Hansestadt Bremen auf
dem Eise oder dem Landwege geschieht frei von Ein - oder Durchgangszöllen. Die gleiche
Befreiung gilt für die Ladung der Schiffe , welche an der Seite des Bremischen Ufers ein -
frieren . Auf den Transport von Gütern und zollpflichtigen Gegenständen über das Eis der
zugefrorenen Weser oder Lesum innerhalb der Grenzen des Königreichs Hannover und des
Herzogthums Oldenburg finden dieselben Bestimmungen Anwendung , welche für den Land¬
transport daselbst gelten würden.

4*
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Artikel 29 .

Die conlrahirenden Theile versprechen gegenseitig die zur Ausführung des Vertrags

erforderlichen Gesetze , Verordnungen , Bekanntmachungen und Verfügungen thunlickst bald

zu erlassen und sich dieselben gegenseitig mitzutheilen .

So geschehen Bremen , den 26 . Januar 1856 .

( gez .) Friedrich Leopold Henning

(I. . 8 .)
Wilhelm Cranrer .

(I, . 8 .)
Joh . Heinrich Wilh . Smidt .

( I. . 8 .)

Carl Friedrich Lang .
(L. . 8 .)

Arnold Duckwitz.
(Q . 8 .)

Carl Friedrich L. Hartlaub .
(^ . 8 .)

II

Uebereinkunft
zwischen

Preußen , Hannover und Kurhessen sür Sich und in Vertretung

der übrigen Staaten des Zollvereins einerseits und der freien

Hansestadt Bremen andererseits

wegen

Errichtung eines zollvereinslandischen Hauptzollamts und einer

Niederlage sür Zollvereinsgüter in der Stadt Lremen .

Artikel 1 .

Das in der Stadt Bremen vom Zollverein zu errichtende Hauptzollamt tritt nach

den nachfolgenden Bestimmungen an die Stelle der Grenzzollämter welche sonst an der Grenze

gegen das Bremische Gebiet an der Eisenbahn und der oberen Weser anzulegen sein wür¬

den . Dasselbe ist für diese Verkehrsverbindungen als Grenzeingangs - und Ausgangsamt des

Zollvereins in der Weise anzusehen daß demselben nur :

1 . zur Ausfertigung und Erledigung von Begleitscheinen 1 . , sowie Ansagezetteln und

zur Ausfertigung von Begleitscheinen 11 . , ferner zur Ausfertigung und Erledigung

von Declarationsscheinen für den Verkehr mittelst Berührung des Auslandes ,
2 . zur Erhebung des Eingangszolles von Effecten welche Passagiere der Eisenbahnen

und Dampfschiffe mit sich führen , innerhalb der desfalls besonders verabredeten

Grenzen , sowie von Gütern welche mit keinem höheren Eingangszolle als 15 Sgr .

sür den Centner belegt sind ,
3 . zur Erhebung des Durchgangszolles ,
4 . zur Ablaffung zollfreier Gegenstände in den freien Verkehr ,

die Ermächtigung beiwohnt .

Außerdem ist das gedachte Hauptzollamt zur Erhebung des Eingangszolles von

Gegenständen die mittelst der Post versendet werden , bis zur Höhe von 10 Thlr . für eine

Sendung , sowie zur Erhebung des Ausgangszolles von den aus der Niederlage ( Artikel 11 )

entnommenen , ausgangszollpflichtigen Gegenständen befugt .

Für den Verkehr von und über Bremen nach dem Zollvereinsgebiete aus andern

Wegen als auf der Eisenbahn oder weserauswärts sollen die vorstehend unter Nr . 1 und 3
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erwähnten Abfertigungsbefugnisse dem Hauptzollamte unter den noch festzustellenden Vorkeh¬
rungen gegen Mißbrauch ebenfalls zustehen.

Artikel 2.
Dieses Hauptzollamt wird unter die Leitung und Aufsicht der Zolldirectivbehörde zu

Hannover gestellt , und hat nach den im Königreiche Hannover bestehenden Vorschriften zu
verfahren . Die Zollerhebung geschieht für Rechnung der Königlich HannoverschenRegierung ,
welche die erhobenenBeträge mit ihren übrigen Zolleinnahmen zur Theilung zu bringen hat .

Artikel 3.
Wer aus Bremen und dem Bremischen Gebiete Waaren und Effecten den betreffen¬

den Zollstellen zur Abfertigung nach dem Zollvereine vorführt oder wer Waaren und Effecten ,
ohne sie diesen Zollstellen zu der in diesen Fällen jedesmal erforderlichen Abfertigung vorzu¬
führen, auf der Eisenbahn oder auf Schiffen welche auf der Weser stromaufwärts nach dem
Zollverein bestimmt sind, dahin die Fahrt beginnen läßt , soll so angesehen werden als wenn
er damit die Zollgrenze und die erste Zollstelle im Zollvereine überschreite, und daher inson¬
derheit auch in Bezug auf die Abgabe der Zolldeclarationen über solche Waaren den zoll-
gesetzlichen Bestimmungen desselben unterworfen sein . Der Senat der freien Hansestadt
Bremen verpflichtet sich dieses gesetzlich auszufprechen und zu diesem Ende die hier Anwen¬
dung findenden Bestimmungen des Zollgesetzes , der Zollordnung, des Vereinszolltarifs und
des Zollstrafgesetzes , wie diese Gesetze für das Königreich Hannover erlassen worden, nebst
den künftig dabei eintretenden Abänderungen zu publiciren .

Artikel 4 .
Da sowohl die nach dem Zollvereine abgehenden Eisenbahnzüge auf dem Bahnhöfe

und auf der bis in den Zollverein gehenden Bahnstrecke sowie die auf der obern Weser ab¬
gehenden Schiffe und die in anderer Weise zur Versendung nach dem Zollvereine gelangen¬
den Güter und Effecten unter genügende Zollaufsicht gestellt werden müssen , so sollen die zu
dem Ende erforderlichen Anordnungen von der zum Vollzüge des gegenwärtigen Vertrages
zu bestellenden gemeinschaftlichen Commission getroffen werden . Hierher gehören insbesondere
die Absperrung des nöthigen Raumes auf dem Eisenbahnhofe, die Begleitung der Eisenbahn¬
züge und der nach dem Zollvereine weseraufwärts abgehenden Schiffe durch Aufsichtsbeamte ,
und die über die Beaufsichtigung der Eisenbahnstrecke und der oberen Weser bis zum Ein¬
tritts in das Zollvereinsgebiet nöthigen Anordnungen.

Artikel 5 .
Die Eisenbahnbeamten in Bremen sollen auf Wahrung des Zollinteresse

und Beobachtung der deshalb ihnen ertheilt werdenden Vorschriften in Eid und Pflicht ge¬
nommen werden . Eisenbahnbeamten welche in dieser Beziehung sich einer Verletzung ihrer
Pflichten schuldig machen , werden in Strafe genommen und unter Umständen aus dem Dienst
entfernt werden.

Artikel 6.
Auch die Steuerbeamten der freien Hansestadt Bremen werden angewiesen werden ,

soweit es ihre Dienstverrichtungen gestatten , das Zollinteresse des Zollvereins wahrzunehmen,
sowie umgekehrt die Zollbeamten des Zollvereins das Bremische Steuerinteresse in gleicher
Weise zu befördern haben.

Artikel 7.
Die Waarenabfertigung nach dem Zollvereine unterliegt bei dem Hauptzollamte den

allgemeinen Vorschriften der Zollordnung , doch soll bei der Versendung mittelst der Eisen¬
bahn in der Regel der Wagenverschluß an die Stelle des Colloverschlusses treten. Bei der
Abfertigung auf Ansagezettel (Artikel 1 Nr . 1 ) kommen diejenigen Vorschriften zur Anwen¬
dung, über welche sich die Zollvereinsregierungen für den Verkehr auf Eisenbahnen welche
die Zollgrenze überschreiten , verständigt haben oder künftig verständigen werden , unter Beobach¬
tung der dieserhalb allgemein oder für das Hauptzollamt in Bremen etwa besonders vor¬
gesehenen Bestimmungen.

Artikel 8.
Mittelst der Eisenbahn nach dem Zollvereine abgehende zollpflichtige Passagier-Effecten

müssen ohne Ausnahme bei der Aufgabe sofort verzollt werden ,
e
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Artikel 9.

Die im Artikel 4 gedachte Vollzugs - Commission wird nach Maßgabe der Oertlich -

keit das Abfertigungsverfahren ordnen , und insoweit bis zu dem Zeitpunkte mit welchem die

Abfertigungen über weserauswärts gehende Waaren beginnen müssen , alle für nöthig zu er¬

achtenden baulichen Einrichtungen noch nicht getroffen sein sollten , durch interimistische Anord¬

nungen Vorkehrung treffen . In Sonderheit wird sodann auch jene Commission das Ver¬

fahren näher bestimmen , welches hinsichtlich der aus dem Zollvereine durch das Gebiet der

freien Hansestadt Bremen nach dem Zollvereine wieder eingehenden Güter stattfinden soll .
Artikel 10.

Die für die Abfertigungen des Hauptzollamts auf dem Eisenbahnhofe und an der

Weser oberhalb und unterhalb der Stadt gegenwärtig oder künftig erforderlichen Locale und

Anstalten, worunter jedoch Dienstwohnungen für die Zollbeamten nicht begriffen sind , stellt
die freie Hansestadt Bremen auf ihre Kosten. Das Erfordern ^ wird durch die im Art . 4

gedachte Vollzugscommission oder künftig durch weitere Verständigung unter den contrahi-
renden Theilen näher festgestellt werden .

Artikel 11.
Es wird in Bremen eine Zollvereinsnicderlage errichtet , in welcher Erzeugnisse des

Zollvereins, sowie in demselben verzollte fremde Waaren Behufs Festhaltung der Identität
und Begründung des Anspruchs auf zollfreie Wiedereinführung gelagert, behandelt , umgepackt,
getheilt und solchergestalt in den Zollverein zollfrei wieder eingebracht werden können . Diese
Niederlage soll als Theil des Zollvereinsgebiets angesehen und die Anwendung der zollgesetz -

lichen Vorschriften des Zollvereins auf das Einbringen von Waaren in dieselbe oder auf die

Warenausfuhr aüs derselben in eben der Art gesetzlich ausgesprochen werden , wie dies im
Artikel 3 verabredet ist.

Artikel 12 .
Die Baulichkeiten für diese Niederlage stellt die freie Hansestadt Bremen auf ihre

Kosten zunächst in den vorhandenen Localen am Bahnhöfe . Die Erweiterung und Vermeh¬

rung derselben am Bahnhöfe und an der Unterweser bleibt dem Ermessen derselben überlassen.

Die Verwaltung der Niederlage steht der von dem Senate der freien Hansestadt Bremen

dazu eingesetzten Behörde zu, und wird auf deren Kosten und Rechnung geführt. Die Beauf¬

sichtigung und Controle zur Sicherung des Zollinteresse wird dem zollvereinsländischen Haupt¬

zollamte übertragen.
Artikel 13.

Die freie Hansestadt Bremen verzichtet darauf , von den in dieser Niederlage gela¬

gerten, aus dem Zollvereine darin eingebrachten und in denselben zurückgehenden Waaren

Bremische Eingangs - , Ausgangs - und Durchgangsrechte zu erheben ; dieselben unterliegen

jedoch einer Controlegebühr von nicht über Einen Groten für den Centner sowie einer Lager¬

gebühr, welche die in Bremen übliche nicht übersteigen , und einschließlich sämmtlicher Kosten

für die Ein- und Ausbringung (wozu namentlich die Verwägungskosten gehören ) höchstens
monatlich :

für trockene Waaren ftch- . . . ^
» nasse , » E ^ lr- für den Centner

betragen wird. Ein angebrochener Monat kann dabei für voll gerechnet werden .
Artikel 14 .

Die Vorschriften welche in Beziehung auf die Zollsicherheit für das Einbringen der

Waaren in die Niederlage, für die Lagerung in derselben, sowie für die Abfertigung Behufs

zollfreier Zurückführung nach dem Zollvereine erforderlich sind, werden von der im Artikel 4

erwähnten Vollzugscommission festgesetzt werden .
So geschehen Bremen , den 26. Januar 1836 .

(gez .) Friedrich Leopold Henning .
(13. 8 .)

Wilhelm Cramer .
(13 . 8 .)

Joh . Heinrich Wilh . Smidt .
(13. 8 .)

Carl Friedrich Lang .
(I- . 8 .)

Arnold Duckwitz.
(I. . 8 .)

Carl Friedrich L. Hartlaub .
(I.. 8 .)



XIX

Sepavat - Artikel

^ der Uebereinkunft Anlage II des HaupLvertrages vom 26 . Januar

skigchrdechch
' "lchl beaM» ^ Bei dem heutigen Abschlüsse der Uebereinkunft zwischen Preußen , Hannover und

Kurhessen für Sich und in Vertretung der übrigen Staaten des Zollvereins einerseits und

^ lina unter !? - der freien Hansestadt Bremen andererseits, wegen Errichtung eines zollvereinsländischen
^

Hauptzollamts und einer Niederlage für Zollvereinsgüter in der Stadt Bremen sind von

den ernannten Bevollmächtigten nachfolgende Separatartikel unter dem Vorbehalte der

allseitigen Ratification verabredet worden , welche , obwohl dermalen nicht zur öffentlichen

" weicher §rM Bekanntmachung bestimmt , dennoch die nämliche Kraft und Gültigkeit haben sollen , als ob

Whaltmg ) sie Wort für Wort in die Uebereinkunft selbst eingerückt wären .
M , behM , >r Artikel 1 .

(Zum Artikel l der Uebereinkunft . )

1 . Die Verabredung über die Ermächtigung des zu Bremen zu errichtenden

Hauptzollamts , zur Erhebung des Eingangszolls von Effecten welche Passagiere der Eisen¬

bahnen und Dampfschiffe mit sich führen , hat zunächst den Zweck das jetzt bereits übliche

Verfahren aufrecht zu erhalten , nach welchem das Zollamt auf dem Eisenbahnhofe zu

Bremen den Eingangszoll für kleine Waarenmengen welche Reisende mit sich zu nehmen

abt S » aas - pflegen , sowie für Waarenmuster der Handlungsreisenden erhebt . Bei der Ausdehnung dieses

ÄM/A Ml>Am Verfahrens auf die Effecten der Passagiere von Oberweserdampfschiffen ist man der Ansicht

abetDm KM gewesen daß bei diesem Verkehr die Ertheilung eines Begleitscheins Nr . II . in der Regel

HansW N-M werde eintreten könne » , und hat sich deshalb darüber verständigt daß die Erhebung des

geführt . Die Bich Eingangszolls für Effecten der Passagiere dieser Dampfschiffe in Bremen nur zulässig sein

ausländischen Haff sM , wenn der Eingangszoll für die Effecten eines Passagiers nicht mehr als 5 Thaler

beträgt .
2 . Begleitscheine Nr . sollen von Seiten des zu Bremen zu errichtenden Haupt -

. s MM , Zollamts auch dann ertheilt werden dürfen , wenn der Eingangszoll für Waaren über welch «

richchmden W« ein Begleitschein begehrt wird , weniger als 10 Thaler beträgt .

dieselben mich Artikel 2 .

er sowie einer ÜL ( Zu den Artikeln 3 und 11 der Uebereinkunft .)

ch sämmtlicher
U Wenngleich die wegen unrichtiger oder unterlassener Declaration bei dem Hauptzoll -

m gehören ) lH amte zu Bremen zu verhängenden Strafen im Uebrigen nach dem Zollstrafgesetze des Zoll¬

vereins zu ermessen sind , so soll doch die in diesem Gesetze für gewisse Fälle vorgeschriebene

Strafe der Entziehung des Gewerbebetriebs gegen Bremische Gewerbtreibende nicht ange¬

wendet werden . Sofern jedoch ein Bremischer Gewerbtreibender wegen einer solchen Ueber -

.et werden . tretung verurtheilt ist , für welche das Zollstrafgesetz auch jene Strafe angedroht hat , bleibt

es der Zollbehörde unbenommen den Verurtheilten zur Waarenabfertigung bei dem Haupt¬

zollamte zu Bremen für die Dauer von 1 bis 5 Jahren nicht ferner zuzulassen .

Artikel 3 .

( Zu Artikel 9 der Uebereinkunft .)

Die durch die Vollzugscommission zu treffenden Anordnungen werden sich auch auf

die Festsetzung des Abfertigungsverfahrens für diejenigen Waaren beziehen , welche nicht von

Bremen abgesendet werden , sondern von der Unterweser weseraufwärts bei Bremen vorüber

nach dem Zollverein gehen und bevor sie Bremen erreichen , noch keine Zollabfertigung er¬

halten haben . Darauf daß diese Abfertigung eintrete , bevor die Waaren nach Bremen

gelangen , wird möglichst hinzuwirken sein , und die Abfertigung in Bremen , soweit es aus¬

führbar ist , auf dem Wasser erfolgen , indem man Bremischer Seits die Beschaffung größe¬

rer Räumlichkeiten , in denen außer der zollamtlichen Revision auch eine Bearbeitung und

Verküperung der Wanrencolli vorgenommen werden kann , nach der Oertlichkeit für unthun -

lich achtet .
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Artikel 4.

(Zu Artikel 11 der Uebereinkunft .)
Die im Schlußprotokolle zum Vertrage vom 4 . April 1853 wegen Fortdauer und

Erweiterung des Zoll- und Handelsvereins unter Nr. 4 . 2 i> 1 . und 2. aufgeführten
Gegenstände (Hannoversche Berg - und Hüttenerzeugniffe, sowie Getreide) können , der zu
errichtenden Niederlage ungeachtet , wie bisher auch künftig bei Privaten gelagert werden .

Artikel 5.
(Zu Artikel 12 der Uebereinkunft .)

Ueber eine etwaige Vereinigung der Niederlageverwaltung mit der Zollverwaltung,
sowie eventuell über eine Betheiligung der freien Hansestadt Bremen bei der letzteren in

Beziehung aus die Niederlage bleibt weitere Verständigung vorbehalten.
Artikel 6.

Wenn von dem gegenwärtigen Eisenbahnhofe in Bremen aus neue Eisenbahnverbin¬
dungen eröffnet werden sollten , so werden die Verabredungen über die Behandlung des

Verkehrs auf der jetzt von Bremen ausgehenden Eisenbahn auch für die Behandlung des

Verkehrs auf dergleichen neuen Eisenbahnen maßgebend fein, wobei jedoch von Seiten des
Zollvereins vorbehalten bleibt die durch die besonderen Verhältnisse etwa bedingten Siche¬
rungsmaßregeln eintreten zu lassen .

So geschehen Bremen , den 26. Januar 1856.

(gez ) Friedrich Leopold Henning .
(I, . 8 .)

Wilhelm Cramer.
(1^. 8 .)

Joh . Heinrich Wilh . Smidt .
(l^ . 8 .)

Carl Friedrich Lang.
(I. . 8 .)

Arnold Duckwitz .
(1^. 8 .)

Carl Friedrich L. Hartlaub -
(I. . 8 .)

III

Uebereinkunft
zwischen

Preußen , Hannover und Kurhessen für Sich und in Vertretung
der übrigen Staaten des Zollvereins einerseits und Bremen

andererseits
wegen

des Anschlusses Bremischer Gebietstheile an den Zollverein .

Artikel 1 .
Die freie Hansestadt Bremen tritt , unbeschadet Ihrer Hoheitsrechte, in Gemäßhcit

der im Hauptvertrage vom heutigen Tage getroffenen Verabredung mit
1 . den hollerländischen Außendeichsländereien an der rechten Seite des längs des

Deichs fließenden Zuggrabens (Deichschlot) von Tenöver an, so wie an der
rechten Seite der Wumme, wo diese an den Hollerdeich tritt ,

2 . dem am rechten User der Wumme belegenen Theile des Gerichts Borgfeld , na-
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namentlich Warf, Butendieck, Timmerslohe , Borgfclder Moor, Borgfelder Weide,
so wie sämmtlichen Borgfelder Wiesen ,

3 . der Wumme und Lesum oberhalb Burg , so weit Bremen die Landeshoheit dar¬
über zusteht ,

4 . den am linken Ufer der Ochum belegenen Bremischen Ortschaften und Feldmarken
Kirchhuchting, Mittelshuchting , Brookhuchting , Barrelgraben und Grolland , ein¬
schließlich des Ochumflusses ,

dem Zollvereine bei.
Die Zollgrenzen an den anzuschließenden Gebietstheilen sollen, den Bedürfnissen der

Abgabencontrole und des Verkehrs entsprechend , durch beiderseits zu ernennende Commiffarien
festgestellt werden .

Artikel 2 .
In Folge dieses Beitritts wird der Senat der freien Hansestadt Bremen , mit Auf¬

hebung der gegenwärtig in den gedachten Gebietstheileu über Eingangs - , Ausgangs - und
Durchgangsabgaben und deren Verwaltung bestehenden Gesetzen und Einrichtungen, daselbst
die Verwaltung der Eingangs- , Ausgangs- und Durchgangsabgaben in Uebereinstimmung
mit den im Zollverein zur Anwendung kommenden desfallsigen Gesetzen, Tarifen , Verord¬
nungen und sonstigen administrativen Bestimmungen eintreten , und zu diesem Zwecke die
erforderlichen Gesetze, Tarife und Verordnungen publiciren , sonstige Verfügungen aber nach
denen die Angehörigen oder Steuerpflichtigen sich zu richten haben, zur öffentlichen Kenntniß
bringen lassen.

Artikel 3
Etwaige Abänderungen der im vorstehenden Artikel gedachten gesetzlichen Bestim¬

mungen, welche der Uebereinstimmung wegen auch in den fraglichen Gebietstheilen zur Aus¬
führung kommen müßten, bedürfen der Zustimmung des Senats der freien HansestadtBremen .

Diese Zustimmung wird nicht verweigert werden , wenn solche Abänderungen in dem
Königreich Hannover , resp . dem Herzogthum Oldenburg allgemein getroffen werden .

Artikel 4.
Mit der Ausführung der gegenwärtigen Uebereinkunft hören alle Eingangs - , Aus¬

gangs - und Durchgangsabgaben an den Grenzen zwischen dem Gebiete des Zollvereins und
den in Rede stehenden Gebietstheilen auf, und es können alle Gegenstände des freien Ver¬
kehrs aus letzteren frei und unbeschwert in die im Zollvereine befindlichen Staaten , und um¬
gekehrt aus diesen in jene eingeführt werden, mit alleinigem Vorbehalte :

s) der zu den Staatsmonopolen gehörenden Gegenstände (Salz und Spielkarten ,
imgleichen der Kalender, nach Maßgabe der Artikel 5 und 6) ;

b) der im Innern des Zollvereins mit einer Steuer belegten inländischen Erzeug¬
nisse nach Maßgabe des Artikels 7.

Artikel 5.
1 . Zn Betreff des Salzes tritt die freie Hansestadt Bremen für die obigen Ge¬

bietstheile den zwischen den Mitgliedern des Zollvereins bestehenden Verabredungen
in folgender Art bei :

a) die Einfuhr des Salzes und aller Gegenstände , aus welchen Kochsalz ausge¬
schieden zu werden pflegt, aus fremden nicht zum Vereine gehörenden Ländern
in die Vereinsstaaten ist verboten , in so weit dieselbe nicht für eigene Rech¬
nung einer der vereinten Regierungen und zum unmittelbaren Verkaufe in deren
Salzämtern, Factoreien oder Niederlagen geschieht.

l>) Die Durchfuhr des Salzes und der vorbezeichneten Gegenstände aus den zum
Vereine nicht gehörigen Ländern in andere solche Länder soll nur mit Geneh¬
migung der Vereinsstaaten deren Gebiet bei der Durchfuhr berührt wird, und
unter den Vorsichtsmaßregeln stattfinden, welche von selbigen für nothwendig
erachtet werden . ,

o.) Die Ausfuhr des Salzes in fremde , nicht zum Vereine gehörige Staaten ist frei .
ll) Was den Salzhandel innerhalb der Vereinsstaaten betrifft, so ist die Einfuhr

des Salzes von einem in den anderen nur in dem Falle erlaubt , wenn zwischen
den Landesregierungen besondere Verträge deshalb bestehen,

o) Wenn eine Regierung von der anderen innerhalb des Gesammlvereins aus
Staats - oder Privatsalinen Salz beziehen will , so müssen die Sendungen mit

» Pässen von öffentlichen Behörden begleitet werden .
1
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s) Wenn ein Vereinsstaat durch das Gebiet eines anderen aus dem Auslande

oder aus einem dritten Vereinsstaate seinen Salzbedarf beziehen oder durch
einen solchen sein Salz in fremde , nicht zum Vereine gehörige Länder versende»

lassen will , so soll diesen Sendungen kein Hinderniß in den Weg gelegt wer¬

den ; jedoch werden , in so fern dies nicht schon durch frühere Verträge be¬

stimmt ist , durch vorgängige Uebereinkunft der betheiligten Staaten die Straßen

für den Transport und die erforderlichen Sicherheitsmaßregeln zur Verhinde¬

rung der Einschwärzung verabredet werden .
2 . Rücksichtlich der Verschiedenheit zwischen den Salzpreisen in den fraglichen Ge¬

bietstheilen und in benachbarten Landen des Zollvereins und der daraus für

letztere hervorgehenden Gefahr der Salzeinschwärzung werden Maßregeln verein¬

bart werden , welche diese Gefahr möglichst beseitigen , ohne den freien Verkehr
mit andern Gegenständen zu belästigen .

Artikel 6.

Hinsichtlich der Einfuhr von Spielkarten und Kalendern behält es in sämmtlichen zu

dem Zollvereine gehörigen Staaten und Gebietstheilen bei den bestehenden Verbots- oder

Beschränkungsgesetzen und Debitseinrichtungen sein Bewenden.
Artikel 7 .

Die unter den Staaten des Zollvereins im Vertrage vom 4. April 1853 gelassenen

Verabredungen in Betreff der inneren Steuern, welche in den einzelnen Vereinsstaaten theils

auf die Hervorbringung oder Zubereitung, theils unmittelbar auf den Verbrauch gewisser

Erzeugnisse , sei es für Rechnung des Staats oder für Rechnung von Communen oder Cor-

porationen gelegt sind, so wie hinsichtlich des Verkehrs mit solchen Erzeugnissen , werden auch

in den laut Artikel 1 an den Zollverein anzuschließenden Bremischen Gebietstheilen Anwen¬

dung erhalten. Demgemäß wird , in Rücksicht auf die Steuern welche in den gedachten

Gebietstheilen von inneren Erzeugnissen nach den in dem besondern Vertrage zwischen Han¬

nover , so wie Oldenburg und Bremen vom heutigen Lage deshalb getroffenen Verabredungen

zur Erhebung kommen, zwischen Hannover, ro« ; ». Oldenburg und den genannten Gebiets¬

theilen gegenseitig von sämmtlichen inneren Erzeugnissen bei dem Uebergange in das andere

Gebiet weder eine Rückvergütung der Steuern geleistet, noch eine Uebergangsabgabe erhoben

werden ; dagegen werden , den übrigen Staaten des Zollvereins gegenüber, solche Gebiets¬

theile hinsichtlich der zu gewährenden Rückvergütungen und der zu erhebenden Uebergangs-

abgaben in dasselbe Verhältniß wie Hannover und Oldenburg treten.

Artikel 8.

Die freie Hansestadt Bremen schließt sich für die mehrgedachten Gebietstheile den

Verabredungen an , welche zwischen den Staaten des Zollvereins wegen Besteuerung des im

Umfange des Vereins aus Rüben bereiteten Zuckers getroffen sind. Wegen der Anwendung

gleichmäßiger gesetzlicher und administrativer Anordnungen und etwaiger Abänderung solcher

Anordnungen sollen für die Rübenzuckersteuer dieselben Verabredungen maßgebend sein, welche

die Artikel 2 und 3 für die Zölle enthalten.
Artikel 9.

Die freie Hansestadt Bremen tritt, bezüglich der in Frage stehenden Gebietstheile ,

denjenigen Verabredungen bei, welche in den zwischen den Zollvereinsstaaten abgeschlossenen

und dem Senate mitgetheilten Zollvereinigungsverträgen über folgende Gegenstände getroffen

worden sind z
1 . wegen Höhe und Erhebung der Chaussee- , Damm - , Brücken- und Fährgelder,

der Thorspcrr - und Pflastergelder, ohne Unterschied ob alle diese Hebungen für

Rechnung der landesherrlichen Kassen oder eines Privatberechtigten, namentlich

einer Gemeinde , stattfinden ;
2 . wegen Annahme gleichförmiger Grundsätze zur Beförderung der Gewerbsamkeit,

insonderheit
j

r>) wegen der Befugniß der Angehörigen des einen Staates , in dem Gebiete eines

anderen , zum Zollvereine gehörenden Staats Arbeit und Erwerb zu suchen ,
b) wegen der, von den Angehörigen des einen Vereinsstaates, welche in dem Ge - !

biete eines andern Vereinstaates Handel und Gewerbe treiben oder Arbeit !

suchen, zu entrichtenden Abgaben ,

'

o) wegen der freien Zulassung von Fabrikanten und sonstigen Gewerbtreibenden !
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welche bloß für das von ihnen betriebene Geschäft Ankäufe machen , oder von

Reisenden welche nicht Waaren selbst , sondern nur Muster derselben bei sich

führen , um Bestellungen zu suchen ,

e>) wegen des Besuchs der Messen und Märkte ;

3 . wegen der Gebühren und Leistungen für Anstalten die zur Erleichterung des

Verkehrs bestimmt sind .

4 . Die freie Hansestadt Bremen schließt sich auch den Verabredungen an , welche

zwischen den zum Zollvereine gehörigen Regierungen wegen Herbeiführung eines

gleichen Münz - , Maaß - , und Gewichtssystems getroffen sind , insbesondere aber

dem unterm 21 . October 1843 abgeschlossenen Münzcartel .

5 . Endlich tritt die freie Hansestadt Bremen dem Zollcartel vom 11 . Mai 1833

bei . Richt minder werden die Regierungen der Zollvereinsstaaten dieses Cartel

in ihren Landen auch im Verhältnisse zu den anzuschließenden Bremischen Ge¬

bietstheilen in Anwendung setzen .

Artikel 10 .

Die den im Artikel 2 erwähnten Gesetzen und Verordnungen entsprechende Einrich¬

tung der Verwaltung in den dem Zollvereine anzuschließenden Bremischen Gebietstheilen und

die Bestimmung , Errichtung und amtliche Befugnis der zur Erhebung und Abfertigung er¬

forderlichen Dienststellen , sollen in gegenseitigem Einvernehmen mit Hülfe der von beiden

Seiten zu diesem Behufe zu ernennenden Commiffarien angeordnet werden . Bremischer Seits

wird die gedachte Verwaltung dem Verwaltungsbezirke des Oberzollcollegiums zu Hannover

in der Art zugetheilt , daß die im Artikel 1 unter Ziffer 1 bis 3 erwähnten Gebietstheile

als der Königlich Hannoverschen Verwaltung , die zu 4 genannten Gebietstheile dagegen als

der Großherzoglich Oldenburgischen Verwaltung angeschlossen betrachtet werden .

Die Zollstraßen sollen mit Tafeln bezeichnet und der Zug der Binnenlinie soll öffent¬

lich bekannt gemacht werden .

Artikel 11 .

« M GcM Die Zutheilung der anzuschließenden Gebietstheile an den Verwaltungsbezirk des

ze in das «ndei
Oberzollcollegiums zu Hannover wird Bremischer Seits auch aus die Besetzung der in den

Abgabe erhck fraglichen Gebietstheilen zu errichtenden Hebe - und Abfertigungsstellen , so wie der daselbst

h solche Weö
erforderlichen Aufsichtsbeamtenstellen erstreckt .

mden UebergH Die in Folge dessen in den gedachten Gebietstheilen fungirenden Beamten werden

für beide betheiligte Regierungen in Eid und Pflicht genommen .

Artikel 12 .

» Gebietstheile d Ja Beziehung auf ihre Dienstobliegenheiten , namentlich auch in Absicht der Dienst -

Bchenerungde - i disciplin , sollen die in den mehrerwähnten Gebietstheilen angestellten Zoll - und Steuerbeamten

gen der IlnM ausschließlich der Königlich Hannoverschen , Großherzoglich Oldenburgischen Regierung

Milderung ß untergeordnet sein .

WbendsM,e Artikel 13 .

Die Schilder vor den Localen der Hebe - und Abfertigungsstellen in den mehrer¬

wähnten Gebietstheilen sollen das Bremische Hoheitszeichen , so wie die einfache Inschrift

Wen Gebiet » Zollamt « erhalten , und gleich den Zolltafeln , Schlagbäumen rc . mit den Bremischen Lan¬

gten abgM dessarben versehen werden .

Die bei den Abfertigungen anzuwendenden Stempel und Siegel sollen ebenfalls nur

Bremische Hoheitszeichen führen .

Artikel 14 .

Die Untersuchung und Bestrafung der in jenen Bremischen Gebietstheilen begangenen

Zollvergehen erfolgt von den Bremischen Gerichten zwar nach Maßgabe des daselbst zu

publicircnden Zollstrafgesetzes , jedoch nach den ebendaselbst für das Verfahren jetzt schon be -

dk Geirn^ stehenden Normen und Competenzbestimmungen .
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Artikel 15 .

Die hiernach von diesen Gerichten verhängten Geldstrafen und consiscirten Gegen¬

stände fallen , nach Abzug der Denunciantenantheile , dem Bremischen Fiscus zu .

Artikel 16 .

Die Ausübung des Begnadigungs - und Strafverwandlungsrechts über die wegen
f *
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verschuldeter Zollvergehen (Artikel 14) von Bremischen Gerichten verurtheilten Personen bleibt
dem Senate der freien Hansestadt Bremen vorbehalten.

Artikel 17 .
In Folge der gegenwärtigen Uebereinkunst wird zwischen Hannover, rv8p . Oldenburg

und den dem Zollvereine angeschlossenen Bremischen Gebietstheilen in Beziehung auf die
fraglichen Gebietstheile eine Gemeinschaft der Einkünfte an Eingangs - , Ausgangs - und Dvrch-
gangsabgaben , so wie der Rübenzuckersteuer und der Uebergangsabgaben von Wein , Most,
Taback und Tabacksblättern stattfinden und der Ertrag dieser Einkünfte nach dem Verhält¬
nisse der Bevölkerung getheilt werden .

Bei der Abrechnung unter den Zollvereinsstaaten werden die Antheile an den gemein¬
schaftlichen Abgaben für die dem Zollvereine angeschlossenen Bremische» Gebietstheile nach
demselben Verhältnisse gewährt , welches bei der Berechnung der Hannoverschen und Olden-
burgischen Antheile vertragsmäßig zur Anwendung kommt .

Artikel 18.
Da die in Bremen derzeit bestehenden Abgaben wesentlich niedriger sind als die Ein¬

gangszölle der im Zollvereine befindlichen Staaten , so verpflichtet sich der Senat der freien
Hansestadt Bremen , vor Herstellung des freien Verkehrs zwischen den fraglichen Bremischen
Gebietstheilen und dem Gebiete des Zollvereins , diejenigen Maßregeln zu ergreifen , welche
erforderlich sind , damit nicht die Zolleinkünfte des Vereins durch die Einführung oder Anhäu¬
fung in Bremen geringer als im Zollverein belasteter Waarenvorräthe beeinträchtigt werden .

So geschehen Bremen , den 26 . Januar 1856 .

(gez ) Friedrich Leopold Henning
( 4. . 8 .)

Wilhelm Cramer.
( l. . 8 .)

Zoh . Heinrich Wilh . Smidt .
(l. . 8 .)

Carl Friedrich Lang.
8 . )

Arnold Duekwitz .
( I. . 8 . )

Carl Friedrich L. Hartlaub .
( Q . 8 . )

Separat - Artikel
zu

der Uebereinkunst Anlage III- des Hauptvertrages vom 26. Januar
l8L6.

Bei dem Abschlüsse der heutigen Uebereinkunst zwischen Preußen , Hannover und
Kurhessen für Sich und in Vertretung der übrigen Staaten des Zollvereins einerseits und
Bremen andererseits , wegen des Anschlusses Bremischer Gebietstheile an den Zollverein, sind
von den ernannten Bevollmächtigten noch folgende besondere Artikel , mit Vorbehalt der
allseitigen Ratifikation , verabredet worden , welche , obwohl dermalen nicht zur öffentlichen
Bekanntmachung bestimmt , dennoch dieselbe Kraft und Gültigkeit haben sollen, als wenn sie
Wort für Wort in die Uebereinkunst selbst eingerückt wären.

Artikel 1 .
(Zum Artikel 2 der Uebereinkunst.)

Der Senat der freien Hansestadt Bremen wird in den gedachten Gebietstheilen zum
Zwecke der Erhebung und Verwaltung der künftig daselbst zu entrichtenden Eingangs - ,
Ausgangs - und Durchgangsabgaben
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den Zolltarif , nebst den besonderen Vorschriften über die Verzollung von Zucker
und Syrup,

das Zollgesetz ,
die Zollordnung,
das Zollstrasgesetz und
die gesetzlichen Bestimmungen wegen des Waffengebrauchs der Grenzaufsichts-

beamten ,
in der Art wie diese Gesetze in Hannover , resp. Oldenburg erlassen worden sind, publiciren
lassen. Die Publication der sonst noch zur Kenntniß der betheiligten Angehörigen und Steuer¬
pflichtigen zu bringenden Verfügungen wird auf desfallsiges, von dem Oberzollcollegium zu
Hannover an den Bremischen Kommissar (Artikel 17 des Hauptvertrages) zu richtendes
Ersuchen erfolgen .

Artikel 2.
(Zum Artikel 3 der Uebereinkunft .)

Wenngleich im Artikel 3 der Uebereinkunft Bremischer Seits nur die Zusicherung
der Zustimmung zu solchen etwaigen Abänderungen der zollgesetzlicheu Bestimmungen oder
Tarifsätze ertheilt worden ist , welche im Königreiche Hannover , resp . im Herzogthume Olden¬
burg allgemein getroffen werden , so hat doch hierdurch die Hannoversche, resp . Oldenburgi¬
sche Zollverwaltung nicht in der Befugniß beschränkt werden sollen, in den dem Zollverein
anzuschließenden Bremischen Gebietstheilen administrative Maßregeln innerhalb der Grenzen der
allgemeinen Zollgesetze nach Bedürfniß blos örtlich zu treffen . Königlich Hannoverscher und
Großherzoglich Oldenburg! scher Seits wird dabei jedoch die Zusicherung ertheilt in dieser
Beziehung in den gedachten Gebietstheilen keine Anordnungen treffen zu wollen, welche nicht
unter ähnlichen Verhältnissen auch im Zollvereine örtlich entweder schon bestehen oder doch
unbedenklich getroffen werden würden.

Artikel 3 .
(Zum Artikel 4 der Uebereinkunft.)

Die Bestimmungen der am 21 . September 1842 unter den Zollvereinsstaaten abge¬
schlossenen Uebereinkunft wegen Ertheilung von Erfindungspatenten und Privilegien sollen auch
in den an den Zollverein anzuschließenden Bremischen Gebietstheilen Anwendung finden .

Artikel 4.
(Zum Artikel 5 der Uebereinkunft .)

Mit Rücksicht auf die Lage der anzuschließenden Bremischen Gebietstheile ist es für
jetzt nicht für erforderlich erachtet worden besondere Maßregeln gegen Salzeinschwärzungen
nach anderen Zollvereinsstaaten zu vereinbaren, vielmehr bleibt es vorbehalten für den Fall
des Bedürfnisses sich über dergleichen zu verständigen .

Artikel 5 .
(Zum Artikel 6 der Uebereinkunft .)

Für Spielkarten , Stempelpapier und gestempelte Kalender soll bei deren Einführung
aus Bremen in die anzuschließenden Gebietstheile eine Eingangsabgabe nicht entrichtet werden .

Artikel 6.
(Zum Artikel 8 der Uebereinkunft .)

Wegen alles desjenigen was die Einrichtung der Verwaltung der Rübenzuckersteuer ,
sofern es zur Erhebung einer solchen in den anzuschließenden Bremischen Gebietstheilen kom¬
men sollte , die Bestellung der Erhebungs - und Aufsichtsbeamten, deren Verhältnisse, endlich
die Untersuchung und Bestrafung der Steuervergehen betrifft , sollen dieselben Verabredungen
maßgebend sein, welche im Hauptvertrage und der vorliegenden Uebereinkunft hinsichtlich der
Verwaltung der Eingangs-, Ausgangs - und Durchgangsabgaben getroffen worden sind.

Artikel 7.
(Zum Artikel 9 der Uebereinkunft .)

Der Beitritt der freien Hansestadt Bremen zu dem Münzcartel erstreckt sich auch
auf das Protocoll zu dem Münzcartel unter den zum Zollvereine verbundenen Staaten , ü . ü.
Carlsruhe den 21 . October 1845 .

Königlich Hannoverscher und Großherzoglich Oldenburgischer Seits wird von den
Uebereinkünften oder Verabredungen , welche zwischen den Zollvereinsregierungen etwa in Be¬
ziehung auf einen oder den andern der in dem Artikel 9 der Uebereinkunft gedachten Gegen¬
stände oder sonst zum Zwecke der Erleichterung des Handels und Verkehrs in weiterer Aus-

L
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bildung der Vereinsverhältnisse getroffen werden sollten , dem Senate der freien Hansestadt

Bremen stets die baldigste Mittheilung gemacht , und es wird Bremischer Seits dergleichen

Uebereinkünften und Verabredungen aus desfallsige Einladung auch in den anzuschließenden j
Gebietstheilen Folge gegeben werden .

Artikel 8 . I

( Zum Artikel 10 der Uebereinkunft . )
1 . Den Grenzaussichtsbeamten soll zur Erleichterung der Grenzaufstcht gestattet werden j

innerhalb des dem Zollvereine nicht anzuschließenden Bremischen Gebiets gegen die Wumme und

Ochum die daselbst belegenen Deiche , den Hollerdeich und Wummedeich , sowie den Ochum -

deich , soweit derselbe den anzuschließenden Gebietstheilen gegenüber liegt , zu betreten , ohne

daß jedoch für den Verkehr im Bremischen Gebiete hierdurch eine Beschränkung be¬

dingt wird .
2 . Wenn der Verkehr auf den von Bremen nach der Wumme gehenden Canalen

es erfordern sollte an einer oder der andern Stelle der Grenze an der Wumme Zollämter

oder Ansageposten in der Art vorzuschieben , daß sie in der Nähe der Grenze sich auf dem ,
nicht dem Zollvereine anzuschließenden Bremischen Gebiete befinden , so wird hierzu von

Bremischer Seite im Voraus die Zustimmung hierdurch ertheilt . Auch sollen , nach Maß¬

gabe der Verabredungen im Artikel 6 des Hauptvertcages , für den Verkehr bei solchen
Stellen die zollgesetzlichen Vorschriften des Zollvereins in Kraft gesetzt werden .

3 . Für den Verkehr über die Wumme bei Borgfeld soll ein Grenzzollamt bestehen
und das Zollamt zu Varelgraben an einen gelegenen Punkt an der Chaussee in der Nähe
der Ochum vorgerückt werden . Die gedachten Zollämter sollen die erforderlichen Befugnisse

haben , um für den Bedarf des örtlichen Verkehrs und der Fabriken , sowie für die Ver¬

sendungen nach der Niederlage zu Bremen und in das Zollvereinsgebiet die nöthigen Ab¬

fertigungen und Zollerhebungen vorzunehmen .
Soweit nach den im Zollverein bestehenden oder künftig zu erlassenden Vorschriften

gewisse Zollbegünstigungen Fabrikanten nur dann zu Theil werden können , wenn sie ihr

Geschäft an einem Orte betreiben , wo ein zur Handhabung der Controle befugtes Amt seinen

Sitz hat , bleibt der Genuß solcher Zollbegünstigungen auch in den anzuschließenden Bre »

mischen Gebietstheilen an diese Voraussetzung gebunden . Damit derselben jedoch Genüge

geschehen könne , soll das am linken Ufer der Ochum zu errichtende Zollamt in einer Ent¬

fernung von etwa einer Viertelmeile von der Grenze angelegt und mit einem Ansageposten

versehen werden . Die Gebäude für das ebengedachte Zollamt und den Ansageposten , ein¬

schließlich von Wohngelassen für einen Einnehmer und einen Ansagebeamten , werden in dem

von der Vollzugscommission zu ermessenden Umfange auf Kosten der freien Hansestadt Bre¬

men zur Verfügung gestellt , unterhalten und nach Bedürfniß erweitert werden ; auch wird

man Bremischer Seits den ' bei dem gedachten Zollamte oder überhaupt im Bereiche der

anzuschließenden Gebietstheile weiter unterzubringenden Zollbeamten , thunlichst und soweit dies

ohne Aufwendung von Geldmitteln geschehen kann , zur Beschaffung von Wohnungen be-

hülflich sein . i
4 . Dem Ermessen der im Artikel 10 der Uebereinkunft erwähnten Ausführungs¬

commission , sowie späterhin der Hannoverschen , resp . Oldenburgischen Verwaltung , bleibt

es überlassen die fraglichen Theile des Bremischen Gebiets den Hannoverschen oder Olden¬

burgischen Beamten in angrenzenden Hannoverschen oder Oldenburgischen Aufsichtsbezirken

zur Beaufsichtigung in steuerlicher Hinsicht zu überweisen .
5 . Der freien Hansestadt Bremen steht die Befugniß zu durch einen dazu zu be¬

zeichnenden besonderen Beamten von der Geschäftsführung der in den anzuschließenden Bre¬

mischen Gebietstheilen zu errichtenden Zoll - und Steuerämter am linken Ufer der Ochum
an Ort und Stelle in derselben Art Kenntniß zu nehmen , wie dies den bei den Haupt¬
ämtern im Zollvereine bestellten Stationscontroleuren gestattet ist . — Hierdurch sollen jedoch
die Befugnisse des Vereinsstationscontroleurs , welcher bei dem Hauptamts bestellt ist zu
welchem die fraglichen Bremischen Gebietstheile gehören , nicht beschränkt werden . ^

6 . Die Mobilien und Effecten derjenigen Bremischen Haushaltungen welche zeit - !

weise ihren Aufenthalt in den anzuschließenden Bremischen Gebietstheilen nehmen , sollen in

diese Gebietstheile unter geeigneter Controle und der Bedingung der Wiederausfuhr zollfrei I

eingelassen werden .
7 . Die Erhebungs - und Verwaltungskosten in Bezug auf die dem Zollvereine an¬

zuschließenden Bremischen Gebietstheile werden in soweit aus gemeinschaftliche Rechnung
sämmtlicher Zollvereinsstaaten übernommen , als dies der Fall sein würde , wenn die gedach -
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Ais ! ten Gebietstheile dem Königlich Hannoverschen oder Großherzoglich Oldenburgischen Staats¬

selbst angehörten .
Artikel 9 .

( Zu demselben Artikel der Uebereinkunft .)

Die Bremischen Justiz - und Polizeibehörden werden angewiesen werden

anzuschließenden Gebietstheilen fungirenden Zoll - und Steuerbeamten ,

^ « deren Dienstleistungen , jeden gesetzlich zulässigen Beistand zu leisten .

4sGie ^ Artikel 10 .

zu ( Zu den Artikeln 11 und 12 der Uebereinkunft . )

ew Wracks In Betreff der Zoll - und Steuerbeamten in den in Rede stehenden Bremischen

Gebietstheilen ist verabredet worden daß

den in den

in Beziehung auf

1 .

der

den
ßt wecke».
' Grmzzoll« '

Chaussee in !

erforderlichen E

sowie sie ,

2 .

3 .

Königlich Hannoverscher und Großherzoglich Oldenburgischer Seils dem Bremi¬

schen Commissar ( Artikel 17 des Hauptvertrags ) von der erfolgten Anstellung

von Beamten Mittheilung gemacht , ferner
der von den Beamten abzuleistende Diensteid nach einem besonders vereinbarten

Formular bei den Bremischen Obrigkeiten kostenfrei abgenommen werden wird ,
und daß
die uniformirten Beamten die Hannoversche , resp . Oldenburgische Uniform

tragen sollen .

Artikel 11 .

( Zum Artikel 14 der Uebereinkunft .)

Das in den Untersuchungen über Zollvergehen von den Bremischen Gerichten zu

gebiet die «etz beobachtende Verfahren ist dasjenige welches im obrigkeitlich bekannt gemachten Gesetze

vom 27 . December 1847 sich vorgeschrieben findet ,

erlassende« W Artikel 12 .

könne», « // ! ( Zum Artikel 16 der Uebereinkunft ) .

lrolc HMD Der Senat der freien Hansestadt Bremen wird vor Entscheidung auf eingehende

en arGMiMl Begnadigungs - oder Strafvecwandlungsgesuche eine Communication darüber mit den zu -

dersek Wch ständigen Hannoverschen , resp . Oldenburgischen Behörden eintreten lassen ,

e ZolI« « « Lt Artikel 13 .
mitemHzO (Zum Artikel 17 der Uebereinkunft . )
dm HgMa Behufs der Ermittelung des der freien Hansestadt Bremen aus den Hannoverschen

eaniken, und Oldenburgischen Lassen herauszuzahlenden Antheils an den im Artikel 17 bezeichneten
freie» HaWrk gemeinschaftlichen Einnahmen soll der Antheil den Hannover und Oldenburg nach den Äd¬

ert ^ ^ ngcn des Centralbüreaus des Zollvereins und des Königlich Preußischen Finanz¬

haupt m WP Ministeriums von dem Nettoerträge dieser Einnahme erhalten , nach dem Verhältnisse der

»lichss »ck sM>-
Bevölkerung der daran Antheil habenden Bremischen Gebietscheile vertheilt werden ,

von Mmp Bon den so für die anzuschließenden Bremischen Gebietscheile gefundenen Antheilen

sind zur Vergütung der nicht durch die Pauschsumme gedeckten Verwaltungskosten zehn Pro -

,a
'
hlite» cent abzusetzen . Der hiernach bleibende Rest bildet den Antheil der freien Hansestadt Bremen ,

i AemaltiG ^ Der Senat der freien Hansestadt Bremen verpflichtet sich von drei zu drei Jahren

Bersihm »der§ eine sorgfältige Aufnahme der Bevölkerung in den dem Zollvereine anzuschließenden Bre¬

chen UMbp mischen Gebietstheilen , nach den dieserhalb in Hannover und Oldenburg zur Anwendung

kommenden Grundsätzen und in denselben Terminen in welchen diese Aufnahme in Hannover

h eine» dazu jv rind Oldenburg geschieht , bewirken zu lassen , auch die Resultate derselben der Königlich

inzufhlieflnden
§ Hannoverschen , >o8p . Großherzoglich Oldenburgischen Regierung zur Grundlage der Abrech -

km Ufer der A nung mitzutheilen . Nach der jedesmaligen letzten Zählung der Einwohner in jenen Gebiets -

M bei den / theilen wird die Berechnung des Bremischen Antheils an den gemeinschaftlichen Abgaben

mdnrch sollen j-
'

erfolgen .

Minte M - Artikel 14 .

( Zum Artikel 18 der Uebereinkunft .)

altunge » wklfx- Zur Erfüllung der im Artikel 18 der Uebereinkunft übernommenen Verbindlichkeit

m nelM 1
'
^ wird der Senat der freien Hansestadt Bremen das in der Anlage beigefügte Gesetz über die

Meraiisstfl ^ Nachversteuerung der in den anzuschließenden Gebietstheilen vorhandenen Bestände von aus¬

ländischen Waaren publiciren lassen . Die Publication darf nicht früher als zehn Tage vor¬

dem , zur Ausführung der Uebereinkunft bestimmten Termine erfolgen .

Gleichzeitig wird eine gemeinschaftliche Commission zur Ausführung dieses Gesetzes

zusammentreten .

dem
lich¬

te ,
'

8*
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Diese Commission wird die Revisionen der declarirten Waarenquantitäten durch die
ihr zur Disposition zu stellendenden Hannoverschen, re^ >. Oldenburgischen Beamten veran¬
lassen ; sie wird demnächst die einzuzahlenden Steuerbeträge festsetzen , und überhaupt alles
zur Regulirung und Beendigung der Nachstcuerangelegenheit Erforderliche anordnen.

Im Allgemeinen wird jedoch bei der Festsetzung und Einziehung der Nachsteuer mit
möglichster Schonung verfahren , die Beweisführung des inländischen Ursprungs bei den
betreffenden Artikeln nicht zu sehr erschwert , und die specielle Revision da wo solche nöthig
befunden wird , nicht über den Zweck der Sache ausgedehnt , überhaupt aber so eingerichtet
werden, daß der gewerbliche Verkehr der Nachsteuerpflichtigen nicht darunter leidet.

Bis zu dem Zeitpunkte wo die Aufnahme der Bestände der nachsteuerpflichtigcn
Waaren in den anzuschließenden Bremischen Gebietstheilen völlig beendigt sein wird , dauert
die Grenzbewachung gegen die letzteren einstweilen noch fort , und es bleibt daher bis zu
diesem Zeitpunkte die Herstellung des vertragsmäßig freien Verkehrs ausgesetzt .

Artikel 15.
Die bei den gemeinschaftlichen Hebestellen aufkommende Nachsteuer fließt in die Kasse

des Gesammtvereins und wird unter den sämmtlichen Theilnehmern nach den über die Ver>
theilung der Eingangsabgaben bestehenden Verabredungen vertheilt.

So geschehen Bremen , den 26 . Januar 1856 .

(gez ) Friedrich Leopold Henning
( I . 8 .)

Wilhelm Crainer
8 .)

Joh . Heinrich Wilh . Smidt .
( I. . 8 .)

Carl Friedrich Lang.
O 8 .)

Arnold Duckwitz .
O 8 .)

Carl Friedrich L. Hartlaub .
( I. . 8 .)
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Separatartikel l4 der Uebereinkunft III .

oder
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( Einleitung . )

8 - 1 .
Von den am in den Bremischen Ortschaften, welche dem

Zollvereine angeschlossen werden , befindlichen Waaren unterliegen die in dem anliegenden Tarif
verzeichneten Waaren einer Nachsteuer , gleichviel ob der Inhaber ein Handel- und Gewerb-
treibender ist oder nicht.

Z . 2.
Es leidet jedoch die Bestimmung, daß die in der Anlage verzeichneten Waaren

zur Nachsteuer herangezogen werden sollen, die folgenden Ausnahmen und Beschränkungen :
1 . Auch die in der Anlag verzeichneten Waaren bleiben von der Nachsteuer frei ,

wenn sie binnen einer hierzu erwirkten Frist in das Ausland geschafft werden
sollen und zu dem Ende einstweilen unter Steuerverschluß gestellt werden .

2. Ferner bleiben die nach der Anlage ^1 . an sich nachsteuerpflichtigen Waaren von
der Nachsteuer befreit , wenn nachgewiesen werden kann daß sie entweder in den
im § . 1 genannten Gebietstheilen erzeugt oder verfertigt sind oder daß sie aus
dem Zollvereine herstammen .

Von dieser Befreiung bleiben jedoch Branntwein , Salz , Tabacksfabrikate, Wein
und Zucker ausgenommen .

«d UM
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D stellen.
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finden ,
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8 - 3 .
Von der Nachsteuer bleiben die eigenen Waarenvorräthe befreit , wenn dieGesammt -

menge eines und desselben Inhabers
a) bei Wein ein Oxhoft ,
b) bei Manufacturwaaren zusammengenommen fünfzig Pfund (Zollgewicht) netto , und
e ) für jede der übrigen in der Anlage .4 . unter einer und derselben Rubrik aufge¬

führten Waaren Einhundert Pfund netto ,
nicht übersteigt .

Der Inhaber größerer Mengen hat keinen Anspruch auf Absatz der sonst von der
Nachsteuer freigelassenen Quantitäten, und muß das Ganze ohne Abzug nachversteuern .

8 - 4 .
Zur Entrichtung der Nachsteuer ist der Inhaber der Waare verpflichtet .

8 - 5.
Der Inhaber nachsteuerpflichtiger Waaren hat diese , gleichviel ob er sie in seinen

eignen oder fremden Räumen aufbewahrt, am Tage der Verkündigung dieses Gesetzes oder
während der nächstfolgenden drei Tage bei dem betreffenden Landherrn am rechten oder linken
Weserufer anzumelden .

Ausgenommen hiervon sind nur die eigenen Waaren des Nachsteuerpflichtigen , deren
Gesammtbestände die im H . 3 angegebenen Mengen nicht übersteigen .

Waaren woran einem Andern das Eigenthumsrecht zusteht , hat der Inhaber , ohne
Rücksicht auf deren Menge , anzumelden .

Anzumelden sind auch alle diejenigen Waaren für welche auf Grund des tz . 2 eine
Befreiung von der Nachsteuer beansprucht wird .

8 - 6 .
Die Anmeldung muß schriftlich nach dem unter lZ . beigefügten Muster , unter Aus¬

füllung der Spalten 1 bis 8 , geschehen , vom Anmelder unterschrieben und in zweifacher
gleichlautender Ausfertigung übergeben werden .

Bei jedem einzelnen Posten ist zu bemerken ob das Gewicht brutto oder notto
angegeben ist.

z . 7.
Wer bei Verkündigung dieses Gesetzes einem Handel - oder Gewerbtreibenden bauliche

Raume welche nicht Bestandtheile oder Zubehör von dessen Wohnung sind, vermiethet oder
demselben deren Benutzung oder Mitbenutzung gestattet hat , ist verpflichtet hiervon binnen
der im § . 5 erwähnten Frist dem ebendaselbst bezeichneten Landherrn Anzeige zu machen .

8 - 8.
Die Beträge der zu entrüstenden Nachsteuer sollen nach vorgängiger Revision von

einer niederzusetzenden Commission ermittelt und festgestellt werden .

8- 9.
Die Revisionen geschehen , unter Leitung der Commission , durch die von derselben

hierzu angewiesenen Steuerbeamten .
Diesen sind die zur Nachsteuer angemeldeten Waarenvorräthe vorzuzeigen , und nicht

allein die zu deren Aufbewahrung dienenden , sondern auch sämmtliche sonstige bauliche Räume
nachzuweisen und auf Verlangen zu eröffnen , welche — wie Laden , Waarenkammern ,
Speicher , Keller , Schoppen , Schiffsräume — zur Aufnahme von Waaren benutzt zu werden
pflegen .

Die Durchsuchung anderer als der vorerwähnten Raume , ohne Zustimmung des
Inhabers ist den revidirenden Steuerbeamten nur unter Zuziehung eines Orts - oder Polizei¬
beamten gestattet.

Der Inhaber der Waare ist verpflichtet die zu deren Revision erforderliche Hülfe
sofort zu beschaffen, und die zur Verwägung erforderlichen Geräthe und Behälter zur Ver¬
fügung zu stellen.

8 - 10.
Waaren welche nach Anlage der Nachsteuer unterliegen , dürfen bei Strafe der

Consiiscation bis zu beendigter Revision,
1 . nach Verkündigung dieses Gesetzes aus dem Hause in welchem dieselben sich

befinden , und
2 . nach geschehener Anmeldung von dem in dieser bezeichneten Lagerräume,

nicht ohne Gestaltung der Commission entfernt werden.
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Ueber den Termin von wo ab diese Beschränkung aufhört und der allgemeine freie

Verkehr mit steuerpflichtigen Gegenständen eintritt , wird seiner Zeit durch den Landherrn

besondere Bekanntmachung ergehen .
8 - 11 .

Von der im tz . 10 angeordneten Beschränkung sind ausgenommen :

n ) der gewöhnliche Kleinverkauf unter der Bedingung daß jede verkaufte Menge

einer an sich nachsteuerpflichtigen Waare vor Aushändigung derselben , abgesondert

und unter Angabe des Käufers , vom Verkäufer in ein den revidirenden Steuer¬

beamten auf Verlangen vorzulegendes Verzeichniß eingetragen wird , und

li ) der Verbrauch im Haushalte des Waareninhabers .

Auch ist die Commission befugt Waarenbestände bis zu beendigter Revision unter

Steuerverschluß zu stellen , und dadurch der einseitigen Verfügung des Inhabers einstweilen

zu entziehen .
8 ' 12 .

Ansprüche auf Befreiung von der Nachsteuer (§ . 2 ) sind bei der Commission binnen

der von ihr zu bezeichnenden Frist durch die von ihr geforderten Nachweisungen zu begründen .

Die Commission ist berechtigt die Einsicht der auf einen derartigen Anspruch bezüg .

lichen Frachtbriefe , Facturen , Handelscorrespondenzen und Verbuchungen zu verlangen .

8 . 13. ,
Ergeben sich bei Revision der declarirten Waarenbestände Abweichungen gegen die

Anmeldung , so soll
s ) wenn die Räume in welchen die Waaren lagern , imgleichen die Zahl der Colli ,

Fässer u . s. w . und die Art der Waare richtig und vollständig angegeben sind ,
ein sich im Gewicht oder Gemäß der angegebenen Gegenstände herausstellender

Mehrbefund , in so weit er das Verhältniß von einem Zehntheil gegen die ange¬

meldete Quantität nicht übersteigt , ungerügt gelassen werden , und nur die Be¬

richtigung der Deklaration und der danach zu leistenden Nachversteuerung zur

Folge haben ;
I>) übersteigt unter sonst gleichen Verhältnissen wie die eben angegebenen der Mehr¬

befund die declarirten Quantitäten um mehr als 10 Procent , so tritt außerdem
eine Ordnungsstrafe ein , welche bis zum doppelten Betrage der Steuer von den

mehr vorgefundenen Quantitäten steigen kann ;
«) ist aber eine unrichtige Declaration auf die Weise erfolgt , daß Räume in welchen

Waaren lagern , nicht angezeigt , oder die Waarenvorräthe ihrer Art nach derge¬

stalt unrichtig angegeben sind , daß daraus die Absicht einer Abgabenverkürzung

zu folgern ist , oder ist die Abgabe der Declaration steuerpflichtiger Waaren ganz
unterblieben , oder auf andere Weise eine Verkürzung des gesetzlichen Abgaben -

betrages durch Täuschung der Revisionsbehörde versucht worden , so tritt neben

Einziehung der tarifmäßigen Abgaben die Confiscation der zu wenig oder gar

nicht , oder ihrer Art nach unrichtig angegebenen Waarenvorräthe ein , und der

Schuldige verfällt außerdem in den vierfachen Betrag der auf letzteren haftenden

tarifmäßigen Abgaben ;
6 ) die Unterlassung der nach Z . 7 von den Vermiethern u . s. w . der Lagerräume

zu leistenden Anzeige wird nach Beschaffenheit der Umstände als Theilnahme an

der versuchten oder vollbrachten Steuerdefraudation geahndet .

8 . 14.
Uebertretungen der in diesem Gesetze enthaltenen Vorschriften sind in dem für das

Verfahren in Steuercontraventionssachen angeordneten Wege zur Untersuchung zu ziehen .
Die Commission ist jedoch ermächtigt freiwillige Submissionen zum vollen Straf -

betrage und Erbietungen der Uebertreter zu ermäßigten Strafen anzunehmen .

8 - 15 .

Die festgestellten Beträge der Nachsteuer sind , nachdem dieselben den Zahlungspflich¬

tigen bckannt gemacht sein werden , binnen acht Tagen an das Zollamt auf dem Eisenbahn¬

hofe zu Bremen zu entrichten .
Für Beträge von mehr als zwanzig Thalern sollen auf Antrag der Betheiligten

angemessene Zahlungsfristen bewilligt werden , vorbehältlich der von der Steuerbehörde für

größere Posten zu erfordernden Sicherheitsleistung .
Die Einziehung rückständiger Nachsteuerbeträge soll in dem in Bremen für rückstän¬

dige directe Steuern gesetzlich vorgeschriebenen Wege geschehen .
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1 ! Ungebleichtes Baumwollengarn :
8 . ein - und zweidräthiges u . s . w . ( >>» 8 . 2 b . 1 . des Zolltarifs ) . . .
b . drei - und mehrdräthiges u . s. w . ( >><>8 . 2 b . 2 . des Zolltarifs ) .

2 Baumwollene Waare ( >io8 . 2 o . des Zolltarifs ) . . . . . . . . . . . . . . .
3 Eisen und Eisenwaaren :

g . geschmiedetes und gewalztes Eisen ( mit Ausnahme des fayon -

nirten ) in Stäben von Quadratzoll Preußisch im Quer¬

schnitt und darüber , u . s. w . ( >ic>8 . 6 b . des Zolltarifs ) .
b . geschmiedetes und gewalztes Eisen ( mit Ausnahme des fayon -

nirten ) in Stäben von weniger als Quadratzoll Preußisch
im Querschnitt ( >>08 . 6 o . des Zolltarifs ) . . . . . . . . . . . . . . .

e . fayonnirtes Eisen in Stäben u . s. w . ( >x >8 . 6 <1 . des Zolltarifs ) .
ä . Weißblech u . s . w . ( >io8 . 6 « . des Zolltarifs ) .
e . Eisen - und Stahlwaaren :

n . n . ganz grobe Gußwaaren u . s. w . ( >u >8 . 6 l
'
. 1 . des Zolltarifs )

b . b . grobe u . s. w . ( >><>8 . 6 t . 2 . des Zolltarifs ) . . . . . . . . .
o . o . feine u . s. w . ( >>» 8 . 6 l

'
. 3 . des Zolltarifs ) . . . . . . . . . .

4 Farbiges u . s. w . Glas u . s. w . ( po8 . 10 o . des Zolltarifs ) . . . . .

5 Kurze Waaren ( >w8 . 20 des Zolltarifs ) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .
Anm . Waaren aus Gold oder Silber , feinen Mctallgemischen , Metall -

bronze sacht vergoldet ) , ächten Perlen , Korallen oder Steinen
gefertigt , oder mit Gold oder Silber belegt ; ferner Waaren auS
vorgenannten Stoffen in Verbindung mit Alabaster , Bernstein ,
Elfenbein , Perlmutter , Schildpatt und unächtcn Steinen ; feine
Parfümerien , wie solche in kleinen Gläsern , Kruken u . s. w . im
Galanteriehandcl und als Galantericwaaren geführt werden ;
Stutzuhren , mit Ausnahme derer in hölzernen Gehäusen ; Kron¬
leuchter mit Bronze ; Gold - oder Silberblatt ; Fächer ; künstliche
Blumen und zugerichtete Schmuckfcdern .

Leder und daraus gefertigte Waaren :
8 . Lohgares Leder u . s. w . ( >>08 . 21 8 . des Zolltarifs ) . . . . . . .
b . Brüsseler und Dänisches Leder u . s . w . ( >>o8 . 21 b . des Zolltarifs )
o . Feine Lederwaaren u . s. w . ( >>«>8 . 21 ei . des Zolltarifs ) . . . .
Anm . Handschuhe von Leder . . .

Leinwand :
8 . gebleichte , gefärbte u . s. w . ( >>« 8 . 22 l . des Zolltarifs ) . . . . .
b . Bänder , Batist u . s . w . ( >><>8 . 22 A. des Zolltarifs ) . . . . . . .
o . Zwirnspitzcn ( >, « 8 . 22 Ii . des Zolltarifs ) . . . . . . . . . . . . . . . . .

8 Branntwein aller Art , auch Arrak , Rum , Franzbranntwein und

versetzte Branntweine . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .
Wein :

8 . in Fässern . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .
b . in Flaschen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

10 Korinthen , Mandeln , Rosinen , Datteln , Feigen . . . . . . . . . . . . . . . . .

11 Gewürze , nämlich Galgant , Ingwer u . s. w . ( >>« 8 . 25 b . des Zoll¬

tarifs ) . . . . . . . . . . .
12 Kaffee . . . . .

b *

3
8

50

2
3
4

1
6

10
10
50

100

6
8

22
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20
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6
8
4

6
5

12

12

12
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Abgabensätze
vom

Zollcentner
nachdem14-Lhalerfuß

(mit Einlheilung drs
Thalers in 24stel>.

M

13
14
15
16
17

18
19

20

21

22

23

. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .
Reis und Reismehl . . . .

Kochsalz . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . , . . . . . . . . . . .

Syrup . . . . .

Taback :
a ) Tabacksblätter , unbearbeitete und Stengel .

b ) Tabacksfabrikate :
an ) Rauchtaback u . s. w . ( pc»8 . 25 v . 2 I . des Zolltarifs ) . .

Iib ) Cigarren und Schnupftaback . . . . . . . .

Thee . . . . . .

Zucker :
r>. Brot - und Hut - , Kandis - , Bruch - oder Lumpen - und weißer

gestoßener Zucker . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

b . Rohzucker und Farin (Zuckermehl ) . . . . . . . . . . .. . . . . . . . . . .

Papier und Pappwaaren :
n . geleimtes Papier u . s. w . (po « . 27 I ». des Zolltarifs ) . . . . .

I) . Gold - und Silberpapier u . s. w . ( pos . 27 o . des Zolltarifs ) .

o . Papiertapeten . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

<1 . Buchbinderarbeiten u . s. w . (pvs 27 e . des Zolltarifs ) . . . . .

Seidenwaaren :
u . Seidene Zeug - und Strumpfwaarcn u . s. w . (pos 30 I) . des

Zolltarifs ) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

b . halbseidene Zeug - und Strumpfwaaren u . s. w . ( i>«8 30 c . des

Porzellan u . s. w ., welches sich im Besitz von Händlern befindet :

u . Bemaltes u . s. w . Fayence oder Steingut u . s. w . (pos . 38 e

des Zolltarifs ) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . » . . . . .. . . . . . . . . .

b . Porzellan , weißes . . .ch ' . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

c. Porzellan , farbiges u . s. w . (j>»8. 38 o. des Zolltarifs ) . . . .

ei . Fayence , Steingut und anderes Erdgeschirr , desgl . weißes Por¬

zellan und Emaille in Verbindung mit Gold u . s. w . (pc>8.

38 A. des Zolltarifs ) 4 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

Wollenwaaren :
n . bedruckte Waaren aller Art ( pc>8 41 o. 1 . des Zolltarifs ) . . .

b . gewalkte unbedruckte Tuchwaaren u . s. w . ( pos . 41 e . 2 . des

Zolltarifs )
c . Fußteppiche (po «. 41 o . 3 . des Zolltarifs ) . . . . . . . . . . . . . . .

Allgemeine Anmerkung .

Bei den noch in der Original - Verpackung befindlichen Waaren

kann das Nettogewicht durch Abrechnung der im Zolltarife enthaltenen

Tarasätze von ihrem Bruttogewichte festgestellt werden .

6
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4

4

11
20

8
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8

5
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l . 2 .

Benennung

der

Waare .
I

3 .

Zahl
und

Benen¬
nung

der
Kolli

(bei verpack¬
en Waaren ) .

4 .

Zewicht
oder

Maß
er einzelnen

Kolli
oder

Waren¬
posten .

5 .

Erklärung
ob

>ie Angabe in Spalte
4 . aufVerwiegung

oder

Vermessung
oder

nur auf ungefährem
Ueberschlage beruht .

Äufben

L.

6 ^

6 .

-ahrun

b .

8 «
Z - Z
Z ^

zsort .

c .

HL
'L rr
r»

7 .

Erklärung
ob

die Anmeldung zur

Versteuerung oder

zur Niederlegung unter

Steuerverschluß

erfolgt .

!

" . ..

2 - U <! t

-
s

- -

!U ü ! !

Der (Die ) Unterzeichnete versicher hiemit auf Pflicht und Gewissen daß sich andere oder

steuerpflichtig verzeichneten Waaren in seinem ( ihrem ) Besitze nicht befinden .
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iorl.
8 . 9 . io. 8 11 .

Bezeichnung

der unter den angemeldeten Quantitäten

begriffenen Bestände von inländischen oder

Revisionsbefund .
Ermittelter »

Nachsteuerbetrag .
Bemerkungen . !

vereinsländischen Waaren .

oesinde"-

mehrece der in der Obrigkeitlichen Verordnung vom ten 1856 als nach -

(Unterschrift .)

8b
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IV

Uebereinkunft
zwischen

Hannover für Sich und in Vertretung Oldenburgs einerseits
und Brenren andererseits

wegen

der Besteuerung innerer Erzeugnisse in den nach der Uebereinkunft ll l ,dem Zollvereine angeschlossenen Bremischen Gebietstheilen .

Im Zusammenhange mit der zwischen Preußen , Hannover und Kurheffen für Sichund in Vertretung der übrigen Staaten des Zollvereins einerseits und der freien HansestadtBremen andererseits heute abgeschlossenen Uebereinkunft wegen Anschlusses Bremischer Ge¬
bietstheile an den Zollverein , sind von den Bevollmächtigten Seiner Majestät des Königsvon Hannover , zugleich in Vertretung Seiner Königlichen Hoheit des Großherzogs von
Oldenburg , und des Senats der freien Hansestadt Bremen noch die folgenden , zunächst nur
auf Verhältnisse zwischen Hannover , Oldenburg und Bremen Bezug habenden Verabredungenunter dem Vorbehalte der Ratisicatio » getroffen worden .

Artikel 1 .
Um gleichzeitig mit dem mittelst der betreffenden Uebereinkunft vom heutigen Tage

erfolgten Anschlüsse Bremischer Gebietsthcile an den Zollverein auch mit denjenigen inneren
Erzeugnissen bei weichen eine Verschiedenheit der Besteuerung noch die gegenseitige Erhebungeiner Uebergangsabgabe und die Anwendung besonderer Controlemaßregcln nothwendig machenwürde , so wie mit dem Salze eine völlige Freiheit des Verkehrs zwischen den gedachten
Bremischen Gebietstheilen und Hannover , > Oldenburg , so wie den zollvereinten Staaten
unter welchen eine Uebereinstimmung der Besteuerung der inneren Erzeugnisse vereinbart ist,herzustellen , wird von Seiten der freien Hansestadt Bremen in den in Frage stehenden Ge¬
bietstheilen eine Gleichstellung der Besteuerung innerer Erzeugnisse mit den in Hannover ,Oldenburg bestehenden Besteuerungsgrundsätzen bewirkt werden .

Artikel 2 .
Demgemäß wird der Senat der freien Hansestadt Bremen in den gedachten Gebiets¬

theilen , was

u ) den Branntwein ,
b ) das Bier und
o ) das Salz

betrifft , von dem Tage der Ausführung der gegenwärtigen Uebereinkunft an , die bisher da¬selbst bestandenen Verbrauchsabgaben von inländischem Branntwein und Bier aufhören , undin den sämmtlichen anzuschließenden Gebietstheilen eine Branntwein -^ und Salzsteuer , so wieeine Uebergangsabgabe von Branntwein , außerdem aber in den der Hannoverschen Zollver¬waltung beszulegendtn Gebietstheilen eine Biersteuer , nach Maßgabe der desfallsigen KöniglichHannoverschen >68 ^>. Großherzoglich Oldenburgischen Steuergesetzgebung , sowohl den Steuer¬sätzen als auch den Erhebungs - und Controleformen nach , eintreten lassen .
'

Artikel Z .
In Betreff

ei ) des Tabacks
will der Senat der freien Hansestadt Bremen , in dem Falle daß in den fraglichen Gebiets -rhellen der Tabacksbau einen irgend erheblichen Umfang erreichen sollte , daselbst die im König¬reich Hannover resp . Herzogthum Oldenburg dann bestehende Besteuerung des inländisckenTabacksbaues einführen . ^
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Artikel L

Wegen der Besteuerung
e ) des inländischen Weins

übernimmt der Senat der freien Hansestadt Bremen die Verpflichtung die eventuell in Han¬

nover re8p . Oldenburg zur Anwendung zu bringende Weinsteuer einzuführen für den Fall

daß innerhalb der fraglichen Bremischen Gebietstheile Weinbau zur Kelterung von Most von

Privaten betrieben werden sollte .

Artikel 5 .

Der Senat der freien Hansestadt Bremen wird die den vorstehenden Verabredungen

entsprechenden Gesetze und Verordnungen erlassen , sonstige Verfügungen aber , nach denen die

Angehörigen sich zu richten haben , zur öffentlichen Kenntniß bringen lassen .

Artikel 6 .

Etwaige Abänderungen der vorerwähnten gesetzlichen Bestimmungen , welche der Ueber -

einstimmung wegen auch in den fraglichen Gebietstheilen zur Ausführung kommen müßten ,
EvlM Harfen der Zustimmung des Senats der freien Hansestadt Bremen .

Diese Zustimmung wird nicht verweigert werden , wenn solche Abänderungen in den

zum Zollvereine gehörenden Theilen des Königreichs Hannover , r68p . des Herzogthums

M Oldenburg allgemein getroffen werden .

Artikel 7 .

W BmH , Wegen alles desjenigen was die Einrichtung der Verwaltung der fraglichen Steuern ,
l MaM tkg z insbesondere die Errichtung der Steuerämter und Recepturen , die Ernennung der Erhebungs -

^ GlHehHs und Aufsichtsbeamten , deren dienstliche und sonstige Verhältnisse und die Leitung des Steuer -

dienstes betrifft , sollen eben dieselben Verabredungen maßgebend sein , welche in der zwischen

den Staaten des Zollvereins und Bremen am heutigen Tage abgeschlossenen Uebereinkunft

wegen Anschließung der in Rede stehenden Bremischen Gebiekstheile an den Zollverein hinsicht¬

lich der Verwaltung der Eingangs - , Ausgangs - und Durchgangsabgaben getroffen worden sind .

m lMiM, TiH
Artikel 8 .

dmMgm i»im Zn Folge der vorstehenden Bestimmungen wird zwischen Hannover , r « 8 >i . Olden -

gchiiigs ErMj bürg und Bremen in Beziehung auf die sämmtlichen anzuschließenden Bremischen Gebiets-

mlhwmdig »ich theile eine Gemeinschaft der Einkünfte von der Branntwein - und Salzsteuer so wie der

hm den gkdch, Uebergangsabgabe von Branntwein stattfinden.
MmiMCl » In Betreff der Biersteuer , welche im Herzogthum Oldenburg nicht erhoben wird ,

;niste vmdibail is>, findet nur zwischen Hannover und Bremen hinsichtlich der unter Hannoversche Zollverwal -

»age Heckn 8k lung zu stellenden Bremischen Gebietstheile eine Gemeinschaft statt.
Der Ertrag der gemeinschaftlichen Einnahmen wird nach dem Verhältnisse der Be¬

völkerung vertheilt .
Die gegenwärtige Uebereinkunft soll so lange in Kraft bleiben wie der unter dem

heutigen Tage zwischen den Zollvereinsstaaten und Bremen abgeschlossene Vertrag wegen

Beförderung der gegenseitigen Verkehrsverhältnisse und mit diesem Vertrage ohne weitere be¬

sondere Kündigung sein Ende erreichen .

So geschehen Bremen , den 26 . Januar 1856 .

a „ , die HM !» (gez .) Carl Friedrich Lang .
Maushim, ( 1^ . 8 .)
Sahst« , sov Zoh . Heinrich Will ) . Smidt .

Wvnschm D '
s (L, . 8 .)

( I. . 8 .)
Arnold Duckwitz.

(l . . 8 .)

,» mische» W
Carl Friedrich L. Hartlaub .

(I. . 8 .)
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Separat - Artikel
HU

der Uebereinkunft IV
zwischen

Hannover für Sich und in Vertretung Oldenburgs einerseits
und Bremen andererseits

wegen
der Besteuerung innerer Erzeugnisse in den nach der UebereinkunftIII

dem Zollvereine angeschlossenen Bremischen Gebietstheilen .

Bei dem Abschlüsse der heutigen Uebereinkunft zwischen Hannover , Oldenburg und

Bremen wegen der Besteuerung innerer Erzeugnisse in den nach der Uebereinkunft ! i ! dem

Zollvereine angeschlossenen Bremischen Gebietstheilen sind von den ernannten Bevollmäch¬

tigten noch folgende besondere Artikel unter dem Vorbehalte der Ratifikation verabredet wor¬

den , welche , obwohl dermalen nicht zur öffentlichen Bekanntmachung bestimmt , dennoch

dieselbe Kraft und Gültigkeit haben sollen , als wenn sie Wort für Wort in die Ueberein-

kunft selbst eingerückt wären.
Artikel 1 .

(Zu den Artikeln 2 bis 4 der Uebereinkunft )

Da der Senat der freien Hansestadt Bremen es als den bestehenden Verhältnissen
und besonders dem Zwecke der Aufrechthaltung eines möglichst freien gegenseitigen Verkehrs

entsprechend anerkennt , solche innere Erzeugnisse die ihrer Natur nach dem größern Han¬

delsverkehr angehören, auch in den anzuschließenden Bremischen Gebietstheilen der nämlichen

Besteuerung wie in Hannover, resp . Oldenburg , zu unterwerfen, so erklärt derselbe , für

den Fall daß in der Folge im Königreiche Hannover resp . im Herzogthume Oldenburg

noch andere als die in den Artikeln 2 bis 4 der Uebereinkunft genannten Erzeugnisse drr

vorstehend bezeichneten Art mit einer Steuer belegt werden sollten , seine Bereitwillig^

auf jedesmalige besondere Einladung auch für die gedachten Gebietstheile die gleichzeitig !

Annahme derjenigen gesetzlichen Bestimmungen welche in einem solchen Falle von Zeit zu

Zeit in Hannover resp . Oldenburg entweder bei der ersten Einführung solcher Steuern oder

bei späteren Abänderungen in dem Betrage oder in der Erhebungsweise derselben angeordnet

werden möchten , im verfassungsmäßigen Wege zu bewirken und die deshalb in Hannover

iksp . Oldenburg zu treffenden Maßregeln auch in den genannten Gebietstheilen in Vollzug

zu setzen. Ob und unter welchen Modalitäten dabei eine Gemeinschaft des Ertrages statt¬

finden könne , bleibt eintretenden Falls der näheren Verabredung vorbehalten; jedoch wird «

dem Falle wenn unter den sämmtlichen Zollvereinsstaaten die Gemeinschaftlichkeit einer solchen

Steuer vereinbart werden sollte , die dieserhalb zu treffende Verabredung auch Bremischer
Seits als maßgebend angenommen werden.

Artikel 2 .
(Zu den Artikeln 2 bis 6 der Uebereinkunft .)

Mit der Ausführung der gegenwärtigen Uebereinkunft werden :
die Gesetze wegen Besteuerung des Branntweins , das Gesetz wegen Erhebung
der Uebergangsabgaben, das Gesetz wegen der Biersteuer , ein Gesetz wegen
der Besteuerung des Salzes ,

ferner :
das Gesetz über die bedingt eintretende Tabackssteuer ,

!

zu geeigneter Zeit in den betreffenden Gebietstheilen so eingeführt , wie sie in Hannover

iosp . Oldenburg bestehen.
Die Publication der sonst noch zur Kenntniß der betheiligten Angehörigen zu brin¬

genden Verfügungen wird aus desfallsiges , von dem Oberzollcollegium zu Hannover an den

Bremischen Commissar (Artikel 17 des Hauptvertrags ) zu richtendes Ersuchen erfolgen.
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Artikel 3 .
(Zum Artikel 3 der Uebereinkunft .)

Sollte der Bau von Taback in den fraglichen Bremischen Gebietstheilen eingeführt
werden und einen solchen Umfang gewinnen , daß die in diesen Gebietstheilen mit Taback
bebaute Fläche mehr als fünfzig Morgen betrüge , so verspricht die freie Hansestadt Bremen
für jene Gebietstheile diesen Tabacksbau der Besteuerung nach den vereinbarten Besteuerungs¬
grundsätzen zu unterwerfen .

Ueber die Theilung des Ertrages dieser Besteuerung bleibt sodann weitere Verab¬

redung zwischen den betreffenden hohen contrahirenden Theilen vorbehalten .

der

Artikel 4 .
( Zum Artikel 7 der Uebereinkunft .)

1 . Die in Folge von Steuervergehen in den anzuschließenden Bremischen Gebiets¬

theilen anfallenden Geldstrafen und confiscirten Gegenstände verbleiben dem Bremischen Fiscus
nach Abzug des Denunciantenantheils .

2 . Dem Ermessen der zur Ausführung der Uebereinkunft zu ernennenden beider¬

seitigen Commistarien bleibt es überlassen die in Rede stehenden Bremischen Gebietstheile
den Hannoverschen resp . Oldenburgifchen Beamten in angrenzenden Hannoverschen resp .
Oldenburgischen Aufsichtsbezirken zur Beaufsichtigung in steuerlicher Hinsicht zu überweisen ,
so wie auch , soweit dies ohne Beschwerde der Bewohner der Bremischen Gebietstheile ge¬
schehen kann , dieselben mit ihren Steuerzahlungen oder sonstigen steuerlichen Abfertigungen
an nahe gelegene Hannoversche >68p . Oldenburgische Aemter zu verweisen .

Mjiichm Best

er mnt

stMch
ikmitwih
die glch
e von Ä
i Slem

Artikel 5 .

( Zum Artikel 8 der Uebereinkunft .)
Der Antheil Bremens an den fraglichen gemeinschaftlichen Abgaben ist in der Art

zu ermitteln , daß
») von den nach den Abrechnungen zwischen Hannover und Oldenburg jedem dieser

Staaten zufallenden Antheilen an dem nach Absatz der Restitutionen und Bonificationen
verbleibenden Roherträge der Branntwein - und Salzsteuer , sowie der Uebergangsabgabe von
Branntwein und

l>) von dem nach Absatz der Restitutionen verbleibenden Roherträge der Hanno¬
verschen Biersteuer die der Bevölkerung der anzuschließenden Bremischen Gebietstheile , soweit
Bremen rücksichtlich ihrer an diesen Abgaben Antheil hat , entsprechenden Antheile ausge¬
schieden , davon wegen der Verwaltungskosten zehn Procent abgefetzt werden , und der Rest
den aus den Hannoverschen oder Oldenburgischen Caffen herauszuzahlenden Antheil der freien
Hansestadt Bremen bildet .

Der Berechnung der Bevölkerung wird die jedesmalige letzte Zählung zum Grunde

gelegt werden .
So geschehen , Bremen , den 26 . Januar 1856 .

Mchilen i» W (gxz.) Carl Friedrich Lang . Arnold Duckwitz .
äst des EE '

, (t^ . 8 .) (L. . 8 .)
)chalt-c ; M «

J ^h. Heinrich Wilh . Smidt . Carl Friedrich L. Hartlaub .
MlW « >"

( I, . 8 . ) (1^ . 8 .)
-düng

B -.r ' ^ ^ ^

Schluß - Protokoll .
Gesetz « eg«>ß _

^
Geschehen Bremen ^ den 26 . Januar 1856 .

, Die Unterzeichneten hatten sich heute vereinigt , um den Vertrag zwischen Preußen ,

,
wie !>e

^
Hannover und Kurhessen für Sich und in Vertretung der übrigen Staaten des Zollvereins

, . ^ einerseits und der freien Hansestadt Bremen andrerseits , wegen Beförderung der gegenseitigen

W WiM '
Verkehrs» erhältnisse , imgleichen die demselben unter No. I . bis I V . beigefügten Ueberein -

im,u künfte nebst den dazu gehörigen Separat - Artikeln , nach nochmaliger gemeinschaftlicher Durch -

ez Ersuch-" V k *



lesung zu unterzeichnen , bei welcher Gelegenheit noch folgende Bemerkungen , Erklärungen
und Verabredungen in gegenwärtiges Schluß -Protokoll niedergelegt wurden :

Zu dem Hauptvertrage .

1 . Man ist darüber einverstanden daß aus den Verabredungen in den Art . 1 —3
des Hauptvertragcs für Bremische Schiffe welche aus Häfen des Zollvereins , oder

für zollvereinsländische Schiffe welche aus Bremischen Hasen aus den Fischfang auslaufen
möchten , eine Theilnahme an den von Seiten des andern Theils bereits zugestandenen oder

künftig einzuräumenden Begünstigungen des nationalen Fischfangs nicht abgeleitet werden
könne.

2 . In Folge mehrseitiger Anregung ist zur Sprache gebracht daß durch die Ver¬

abredungen unter No . 1 in dem Sep . - Art . 1 zu den Art . 1 — 3 des Hauptvertrags und
im Art . 9 des Hauptvertrags der Zweck , nämlich die gegenseitige Gleichstellung in Bezug
auf den Schifffahrtsbetrieb und die Beseitigung von Belastungen des Gewerbebetriebs der

Fabrikanten und Gewerbtreibenden die für das von ihnen betriebene Geschäft Ankäufe
machen , oder der Reisenden die Muster bei sich führen , um Bestellungen zu suchen , für
die Angehörigen des Zollvereins bei ihrem Verkehr in Bremen nicht erreicht werde . Denn
eine Reihe von Geschäften , die mit dem Verkehr Auswärtiger in der Stadt Bremen ver¬
bunden sind , könne nur durch Bremer Bürger besorgt werden , so daß Auswärtige zu deren

Vornahme sich der Vermittelung eines Bremer Bürgers bedienen und diesem selbstredend

dafür Vergütungen gewähren müssen.
Durch die Verabredung unter No. 1 des Sep. - Art. 1 zum Hauptvertrage solle

nun zwar die Verpflichtung sich beim Ein - und Ausklariren der Schiffe , bei der Bewer¬

bung um Frachten und dem Eincassiren der Frachtgelder eines Correspondenten , eines
Mäklers oder einer andern Mittelsperson bedienen zu müssen , beseitigt werden . Indessen
würde damit noch nicht die Gleichstellung der beiderseitigen Schifffahrt mit der nationalen

für die Angehörigen des Zollvereins in Bremen eingeführt und den Führern und Rhedern
von Zollvereinsschiffen in Bezug auf Besorgung der mit dem Schifffahrtsbetriebe in Ver¬

bindung stehenden Geschäfte die gleichen Befugnisse noch nicht zustehen , wie den Rhedern
und Schiffsführern der Bremischen Schiffe , indem jenen Führern und Rhedern in Bremen

nicht erlaubt sei einen Mäkler anzunehmen um Wechsel kaufen zu lassen , behufs Remittirung
der erhobenen Frachtgelder, oder eine Versicherung abschließen zu lassen , auch noch andere,
mit dem Schiffsahrtsbetriebe in Verbindung stehende Geschäfte nach der Bremischen Gesetz¬

gebung der Dazwischenkunft eines Bremischen Bürgers erfordern dürften. Um dergleichen

Beschränkungen zu beseitigen , erscheine es nöthig unter No 1 des Sep . - Art. die Worte :

in Bezug auf das Ein - und Ausclariren der Schiffe , die Bewerbung um
Frachten und das Eincassiren der Frachtgelder

wegfallen zu lassen.
Sodann sei zu bemerken daß kein auswärtiger Kaufmann einen Bremer Mäkler

beauftragen dürfe für ihn Einkäufe zu machen , und solcher nicht berechtigt sei auf einer

Waarenauction die von einem Mäkler abgehalten wird , selbst zu bieten , indem er viel- !

mehr zu allen diesen Geschäften sich eines Bremer Bürgers bedienen müsse ; daß ferner die

dem Zollvereine angehörenden vertragsmäßig legitimirten Fabrikanten und Gewerbtreibenden

welche bloß für das von ihnen betriebene Geschäft Ankäufe machen, sowie Reisende welche nicht
Waaren selbst, sondern nur Muster derselben bei sich führen, um Bestellungen zu suchen , W
den mit solchem Geschäftsbetriebe in Verbindung stehenden Geschäften , also zu dem Einkauf
und Verkauf in Bremen , verpflichtet seien einen Correspondenten , Mäkler oder einen die

sogenannte Handelsfreiheit besitzenden Bürger anzunehmen und an Gebühren in Folge dessen
mehr zu zahlen hätten

' als die Bremer Gewerbtreibenden und deren Handelsreisende in den

Zollvercinsstaaten an Gewerbesteuer zu entrichten haben . Der Wegfall dieser Beschränkungen
sei also nothwendig .

Die Bremischen Bevollmächtigten entgegneten auf diese Bemerkungen Folgendes :
Durch die Verabredung unter No . 1 in dem Separat -Artikel 1 zum Hauptvertrage ,

sollten Beschränkungen beseitigt werden , nach denen die Rheder und Schiffsführer verhindert !

seien gewisse Geschäfte ohne Zuziehung einer Mittelsperson zu besorgen . Abgesehen von !

einem , weiterhin zu erwähnenden Punkte , bestehen außer den im Separat - Artikel namentlich
erwähnten Beschränkungen dergleichen in Bremen nicht , und wenn es hiernach nicht er¬

forderlich sei die dazu bezeichneten Worte aus dem Separat - Artikel wegfallen zu lassen , so
könne man dazu auch deshalb die Zustimmung nicht ertheilen , weil aus der unbestimmter
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gefaßten Abrede Ansprüche hergeleitet werden möchten , deren Bewilligung nicht in der Ab¬
sicht gelegen habe und deren Tragweite sich nicht übersehen lasse . Wenn aber hervorgehoben
worden sei, daß ein fremder Schiffsführer in Bremen keinen Mäkler annehmen dürfe um
Wechsel zu kaufen oder eine Versicherung abzuschließen, so handele es sich bei diesen Geschäften
zunächst nicht um einen mit dem Schifffahrtsbetriebe in Verbindung stehenden Gegen¬
stand und eben so wenig um eine Beschränkung der Schiffsführer selbst ihre Geschäfte zu
besorgen. Sodann fei aber zu bemerken, daß ein fremder Schiffsführer durch die in Bremen
bestehende Gesetzgebung nicht behindert sei Wechsel bei Kaufleuten oder auf der Börse selbst
anzukaufen, oder — wenn die Versicherungsgesellschaften sich mit ihm einlassen wollen —
eine Versicherung abzuschließen , und daß dergleichen Geschäfte auch von ihnen durch Schiffs¬
mäkler betrieben werden dürften . Dagegen dürsten jene Schiffsführec sich eines Wechsel¬
mäklers oder eines Affecuranzmäklers allerdings nicht bedienen , weil diese Mäkler lediglich
berechtigt seien zwischen Bremischen Kaufleuten die Vermittler zu bilden . Die Aushebung
dieser Beschränkung liege weder im Bedürfnisse des Verkehrs , noch könne dieselbe zugestanden
werden , da sie dazu diene die Controle über den Verkehr der Mäkler zu üben , deren Auf¬
hebung nicht für zulässig zu erachten sei.

Die behaupteten Beschränkungen sodann , nach welchen ein auswärtiger Kaufmann
einen Mäkler in Bremen nicht beauftragen dürste für ihn Einkäufe zu machen , oder nicht
befugt sei bei einer durch einen Mäkler abgehaltenen Auction selbst zu bieten, ferner fremden
Fabrikanten , Gewerbtreibenden oder Handelsreisenden versagt werde in Bremen ohne Zu¬
ziehung von Mittelspersonen zu kaufen oder zu verkaufen , seien nur insoweit vorhanden als
die Annahme von Mäklern zu Waarenankäufen und Verkäufen fremden Kaufleuten aus den
bereits angeführten Gninden nicht gestattet werde , wobei es auch bewenden müsse. Im
Uebrigen seien Auswärtige unbeschränkt berechtigt in Bremen selbst zu kaufen und zu ver¬
kaufen , sowohl im Verkehr mit Kaufleuten als auch , soweit es den Einkauf betrifft, (da zur
Vornahme der öffentlichen Verkäufe von Kaufmannswaaren die Waarenmäkler ausschließlich
berechtigt sind ) bei Gelegenheit der erwähnten Auctionen ,

— und die behaupteten Beschrän¬
kungen beständen in dieser Beziehung nicht .

Dagegen bestehe eine bereits oben angedeutete Beschränkung dahin , daß in dem
Falle wenn es sich um die Bezahlung Bremischer Ein - , Aus - oder Durchgangsrechte handle,
wie solche beim Ein - und Verkauf von Waaren , sowie bei deren Versendung vorkommen
könne , für Auswärtige die Zuziehung eines Bremer Bürgers nothwendig sei , weil die Dekla¬
ration , auf welche ohne alle weitere Untersuchung oder Waaren - Abfertigung die Erhebung
der Abgabe gegründet werde , auf Bürgereid abgegeben werden müsse. Wenn die Beseitigung
dieser Beschränkung bei den gepflogenen Verhandlungen wiederholt und dringend anempfohlen
sei , weil ähnliche Beschränkungen die Bremischen Angehörigen im Zollvereine nicht treffen,
so h- be man doch immer mit Entschiedenheit erklären müssen und wiederhole dies auch gegen¬
wärtig, daß man sich außer Stande sehe dieser Anforderung zu entsprechen , weil zu diesem
Ende entweder eine vollständige , zur erheblichen Belästigung des Verkehrs führende, bei dem
geringen Betrage der Abgaben ganz unmotivirte Umänderung der Bremischen Zollverfaffung
nöthig sei oder ein Verfahren bedingt erscheine , bei welchem der Ertrag der Bremischen
Abgaben gefährdet und der Auswärtige vor dem Bremischen Angehörigen begünstigt werde .

Nach dieser Entgegnung und Erläuterung hat die weitere Verfolgung der angeregten
Anforderungen bei dem gegenwärtigen Anlasse auf sich beruhen bleiben müssen.

3. Es ist zweckmäßig erkannt worden daß sowohl die Legitimationen welche die
im Art. 9 des Hauptvertrages genannten Fabrikanten und Handlungsreisenden über ihre
Berechtigung zum Aufsuchen von Waarenbestellungen und zum Aufkauf von Waaren von
der Behörde ihrer Heimath zum Zwecke ihrer abgabenfreien Zulassung im anderen Staate
beizubringen haben, als auch die Legitimationen welche ihnen von den Behörden des letzteren
Staates zum Zwecke des abgabenfreien Betriebes ihres Gewerbes in diesem Staate auszu¬
stellen sind , nach gleichförmigen Formularen zu ertheilen seien , und man einigte sich deshalb
über die unter Int . X . , l8 . und 0 . beigefügten Formulare , von welchen die beiden ersteren
für Fabrikanten und Handlungsreisende von dem Staate ihrer Heimat , das letztere aber
von demjenigen Staate ausgestellt wird , welcher dem Fabrikanten oder Handlungsreisenden
den Gewerbsverkehr innerhalb seines Landes bewilligt . Da indessen in Bremen besondere
Abgaben für den Betrieb von Gewerben nicht gezahlt werden , so ist man darüber einver¬
standen, daß die Gewerbe-Legitimations-Zeugniffe nach den Formularen X . und k . in Bremen
mit der Aenderung auszustellen sind , daß in denselben statt der Bescheinigung über die Ent¬
richtung der gesetzlichen Abgaben für das betreffende Geschäft nur eine Bescheinigung über
die Berechtigung zum Gewerbetriebe enthalten ist .

l



4 . Im Anschluß an die Verabredungen des Art . 15 des Hauptvertragcs über

persönliche Verhältniß der im Bremischen Gebiete stationirten Zollvereinsbeamten hat

sich weiter dahin verständigt daß

ich bei Beschwerden über das Verhalten solcher Beamten , so wie bei etwaigen , einen

Wechsel des Personals bezielenden Wünschen des Senats der freien Hansestadt

Bremen , alle Willfährigkeit von Seiten der betreffenden Vereinsregierungen be¬

wiesen werden soll , und daß

ich Bremischer Seits die erforderlichen gesetzlichen Bestimmungen erlassen werden sollen ,

durch welche die Zollvereinsbeamten in Ausübung ihres Dienstes unter denselben

Schutz gestellt werden , unter welchem die Bremischen Staatsbeamten stehen .

5 . Zum Zweck der Erleichterung des Verkehrs hat man sich über Folgendes verständigt :

^ - u Art . X ! . und Xiil . des zwischen Hannover und Bremen abgeschlossenen

Staatsvertrags vom 11 . Januar 1827 :

1 . Die im Art . Xi . verabredete Durchgangsabgabe soll gegenseitig von 1 gGr .

Conv . - Münze auf 2 Pfennige Hannoversch Courant für alles ohne Lagerung

durchgeführt werdende Gut herabgesetzt und dabei in beiden Staaten der Trans¬

port von und nach dem vom Zollverbande ausgeschlossen gebliebenen Hafenorl

Geestemünde mit denjenigen von und nach Bremerhaven gleich behandelt werden ,

gedachte Abgabe auch die Durchfuhr durch die genannten Hafenorte bei dem

Transporte von Waaren von und nach den daselbst im Hafen liegenden

Schiffen in sich begreifen .

Ferner wird für die Straßenstrecke zwischen Brake und Bremen bei dem

ohne Lagerung stattfindenden Waarentransporte durch das Oldenburgische und

durch Bremen die in Oldenburg und Bremen zu erhebende Durchgangsabgabe

in gleicher Weise auf den Satz von 2 Pfennigen festgestellt werden .

2 . Für Waaren aus und nach den Schiffen zu Bremerhaven , welche , ohne im

Uebrigen das Bremische Gebiet zu berühren , lediglich durch Bremerhaven ohne

Lagerung durchgeführt werden , soll ebenfalls keine andere Abgabe als der er¬

wähnte Durchgangszoll von höchstens 2 Pfennigen für den Centner Bremischer

Seits erhoben werden , und ebenso sollen Waaren aus und nach den Schiffen

zu Geestemünde nach und von Bremerhaven , bei ihrer Durchfuhr durch Geeste - >

münde mit einem höheren als dem erwähnten Satze Hannoverscher Seits

nicht belegt werden .
3 . Waaren welche auf einer Achse ohne Lagerung aus Geestemünde durch Bremer¬

haven nach dem Zollvereinsgebiete , und umgekehrt , transitiren , sollen einem ^

Durchgangszolle in Bremerhaven nicht unterliegen . >— > Ebensowenig sollen

Waaren welche auf einer Achse ohne Lagerung aus Bremerhaven durch

Geestemünde nach dem Zollvereinsgebiete , und umgekehrt , transitiren , einem

Durchgangszoll zu Geestemünde unterworfen werden .
4 . Es verbleibt bei der bisher auf Grund des Art . Xlli . des erwähnten Staats -

vertrags gewährten Befreiung vom Durchgangszoll für den Verkehr zwischen
dem am linken Ufer der Lesum belegenen Bremischen Gebiete und Vegesack ,

auch wenn derselbe sich auf anderen Wegen als auf der jetzt bestehenden Ver¬

bindungsstraße bewegen sollte . Außerdem wird aber auch zu Vegesack für die

daselbst von einem Theile des Zollvereinsgebiets nach einem anderen ohne Lage¬

rung stattfindende Durchfuhr Bremischer Seits eine Durchgangsabgabe nicht

erhoben werden .
h ) Für Waarentransporte welche von einem Theile des Zollvereinsgebiets nach

einem anderen auf einer Achse ohne Lagerung durch Bremen und das die Stadt

umgebende Gebiet geführt werden , wird die Bremische Durchgangsabgabe auf
2 Pfennige Hannoversch Courant per Centner herabgesetzt und können die Führer

solcher Waarentransporte ihre Deklarationen zu Bremen ohne Vermittelung Bre¬

mischer Bürger besorgen .

Tiefer Vermittelung bedarf es auch dann nicht , wenn die Durchfuhr durch

Vegesack ( s. n . 4 . ) erfolgt , oder wenn es sich um die Entrichtung der im Art . 13

der Uebereinkunft ll . erwähnten Gebühren handelt ,
o) Die Erhebung des für Rechnung Bremens auf der Straße zwischen Bremen

und Delmenhorst neben dem Chausseegelde seither erhobenen Wartthurmer Zolls

soll auf die Dauer des gegenwärtigen Vertrags suspendirt werden .



XI^ II

6 . Nach der Vereinbarung welche unterm 4 . Juli 1840 zwischen der Königlich

Preußischen Regierung und dem Senate der freien Hansestadt Bremen getroffen worden

) wi, kjwar , sollten nachbenannte , wesecabwärts mit der Bestimmung zur Wiederausfuhr nach Bremen

^ der verschiffte Artikel , nämlich Roheisen , Glaswaaren , frisches und getrocknetes Obst , Mincral -
" ^

wasser , gemeine Töpferwaaren , Pfeifenerde und Pfeifen , wenn sie mit dem Beweise ihres

vereinsländischen Ursprungs versehen sind , unter Beibehaltung des schon bestehenden zollfreien

W M Eingangs auch bei der Durchfahrt und Wiederausfuhr mit keinerlei Zollabgaben beschwert
werden . Obgleich jene Vereinbarung außer Kraft getreten ist , so hat man es doch in Bre -

bei der oben bezeichneten Befreiung der vorgedachten Waaren von Zollabgaben belassen
^ und auf die dieserhalb gestellte Anfrage ist von den Bremischen Bevollmächtigten die Er¬

klärung abgegeben worden , daß nicht die Absicht vorliege jene Befreiung , in der Weise wie
Vi» sie bisher zugestanden worden , wieder aufzuheben .

7 . Als Voraussetzung unter welcher man Bremischer Seits den Vertrag ab -

MOpsrlß schließe , ist von Seiten der Bremischen Bevollmächtigten das Vorwalten der Bereitwilligkeit
in alliS chl bei den Nachbarstaaten bezeichnet , die ihnen gemeinschaftlich mit Bremen obliegende Aufgabe
idm LbskuA zur Beseitigung der Schifffahrtshindernisse auf der Unterweser auch ferner in dem Sinne

kim f» auffassen und fördern zu wollen , wie solches , unter specieller Bezugnahme auf die desfallsigen

Vorbehalte im Staatsvertrage zwischen Hannover und Bremen vom 11 . Januar 1827 ,
durch die Bestimmungen des tz . 11 des Vertrages jener beiden Staaten vom 14 . April

st im -bchlÄ,
1845 und des Aoditionalvertcages vom nämlichen Jahre zwischen Oldenburg und Bremen

geschehen ist . Bremischer Seits erbitte man sich daher bei der Ratisication des vorliegenden

e und K-. !«!«, Vertrages eine Aeußerung der Königlich Hannoverschen und Großherzoglich Oldenburgischen

U Regierung dahin , daß die Bestimmungen des ß . 11 des angezogenen und erlöschenden Ver -

ndc InÄwÄ trags von 1845 auch ferner als Gegenstand zur weiteren freundnachbarlichen Verständigung ,

Ä mittelst dazu von den betheiligten Staaten zu bestellender Commiffarien , betrachtet werden sollen .

„ M, / M Von Seiten des Königlich Hannoverschen Bevollmächtigten ist die Bereitwilligkeit

^ seiner Regierung zu erkennen gegeben worden , die gewünschte Aeußerung abzugeben , und von

Made als da « Seiten des Königlich Preußischen Bevollmächtigten den Bremischen Bevollmächtigten mitge -

limtim Bremisch«
worden, in welcher Weise die Großherzoglich Oldenburgische Regierung , nach der dieser -

halb unterm 16. November 1855 abgegebenen Erklärung dem Wunsche der freien Hanse¬
ls u i, rck Geil Bremen zu entsprechen gewillt sei, worauf die Bremischen Bevollmächtigten sich der

M AErwartung Hingaben daß die gewünschte . Aeußerung , in der Weise wie man dieselbe König -
MMW

Hannoverscher und Großherzoglich Oldenburgischer Seits abzugeben kein Bedenken finde ,
. m bei der Ratisication des vorliegenden Vertrags an den Senat der freien Hansestadt Bremen

E ^. gelangen werde .
ititt » , Mn

v

Ebensowenig s Zu der Uebereinkunft 1 .

Lremrhnven dr 8 . Da die Mehrzahl der Zollvereinsstaaten kaum in die Lage kommen kann gegen

trnnsiliren, « die Uebertretungen Bremischer Abgabengesetze Strafen zu verhängen , so ist man Bremischer
'

Seits damit einverstanden daß die Strafbestimmungen welche ergehen müssen , um die Der -

z erwähntenN hängung der ebengedachten Strafen zu begründen, in den einzelnen Zollveceinsstaaten auf
W Verkehr M Grund der Verabredung im Art . 12 der Uebereinkunft I . erst auf besondern Antrag des

Me und NP Senats der freien Hansestadt Bremen erlassen werden sollen , und daß es genügt , wenn alS -

. .
t bMrMli ; dann die Anwendung der auf die Uebertretung der eigenen Zollgesetze gesetzten oder die Ver -

^
si - hängung derjenigen Strafen angedroht wird , welche in Folge der Abrede im § . 13 des

n olMÜ- " üt Oesterreich vereinbarten Zollcartels in dem betreffenden Zollvereinsstaate gesetzlich festge -
' ^

i stellt worden sind .
9 . Die Vorkehrungen zur Verhütung von Zollconkraventionen , welche in den

. . - Artikeln 19 , 22 , 23 , 25 und 28 der Uebereinkunft i verabredet worden sind , haben schon
seither bestanden , und die Nichtbeachtung derselben ist in Hannover , Oldenburg und Bremen

auf Grund dieserhalb getroffener Vereinbarungen mit Strafen bedroht worden . Nachdem, und das

)urchga »g
^

»
H sich über die Aufrechterhaltung dieser Vorkehrungen verständigt hat , übernehmen die

>ud , ,. K Königlich Hannoversche und Großherzoglich Oldenburgische Regierung so wie der Senat der
-ne VMu Hansestadt Bremen die Verbindlichkeit , wegen fernerer Anwendung der bisherigen

. . . -x Strafbestimmungen gegen die Uebertceter jener Vorkehrungen die erforderliche Anordnung zu
, die D»rM treffen , auserdem aber :

htmg
der " 1 . diejenigen Schiffsführer welche mit Verletzung der im Artikel 21 der Ueberein¬

kunft l vereinbarten Bestimmungen oder vorgängige Anlegung des amtlichen Ver¬

schlusses eine Fahrt unternehmen , ohne den angelegten Verschluß verletzen , oder

en endlich Güter außerhalb des verschlossenen Raumes führen , einer Geldstrafe von

werd!»- I *



XI . IV

10 bis 200 Rthlr. zu unterwerfen. Im Wiederholungsfälle ist mindestens das
Doppelte der früher erlegten Strafe zur Anwendung zu bringen . Die Verletzung
des amtlichen Verschlusses soll in dem Falle straflos bleiben , wenn nachgewiesen
werden kann daß dieselbe durch einen unverschuldeten Zufall entstanden oder
durch Unglücksfälle nothwendig gemacht , hiervon auch in beiden Fällen der
nächsten oder doch nach erfolgter Ankunft am Bestimmungsorte der dortigen
Zollstelle ungesäumt Anzeige erstattet worden ist ; — sodann wird

2 . gegen Führer offener Boote , welche der nach Maßgabe der Verabredungen im
Artikel 21 der Uebereinkunft 1 an sie gerichteten Aufforderung ungeachtet die
Fahrt nicht fortsetzen , eine Strafe von 5 bis 50 Rthlr. zur Anwendung kommen
und im Falle der Wiederholung mindestens im doppelten Betrage der früher
erlegten Strafe verhängt werden.

10 . Als Kaufmannswaaren (Stückgüter) , bei deren Transporte die Fluß - und
Leichterschiffe auf der Unterweser nach der Verabredung im Artikel 21 der Uebereinkunft 1
dem amtlichen Verschlüsse unterworfen werden sollen , sind solche Waaren zu verstehen,
welche nach dem Handelsgebrauche gewöhnlich in einer Verpackung befördert zu werden
pflegen , so daß die Verschlußanlage auch dann erfolgen muß , wenn dergleichen Waaren in
einzelnen Fällen , z . B . Zucker in Broden , unverpackt verladen sein sollten. Auch wird die
Anlegung des amtlichen Verschlusses dadurch nicht unnöthig gemacht , daß die Ladung eines
Schiffes nur in einer Waarengattung , z . B . lediglich in Wein oder lediglich in Kaffee besteht.

Unter dem in dem angeführten Artikel ausgesprochenen Verbote , nach welchem
amtlich verschlossene Schiffe in der Regel außerhalb des verschlossenen Rauines keine Güter
führen sollen , ist Vieh nicht begriffen.
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Zu der Uebereinkunft H

11 . Das zu Bremen zu errichtende Hnuptzollamt soll die einfache Inschrift : ,
« zollvereinsländisches Haupt-Zollamt » erhalten , und die von demselben bei den Abfertigungen
anzuwendenden Stempel und Siegel sollen die Inschrift: « zollvereinsländisches Haupt-Zoll¬
amt zu Bremen » ohne ein weiteres Hoheitszeichen führen. Die Schilder vor dem Locale I
des Hauptamts und seiner Abtheilungen auf dem Eisenbahnhofe und an der Weser werden
mit keinem Hoheitszeichen oder bestimmten Landesfarben versehen werden .

12. Die Bremischen Bevollmächtigten erklärten , wie sie mit Bedauern von deiis
Bevollmächtigten der Zollvereinsregierungen vernommen hätten daß die Mehrzahl der Zok
vereinsstaaten ein Bedenken dabei gefunden habe auf den Bremischen Antrag einzugehen
das in Bremen zu errichtende Hauptzollamt mit der Befugniß zur Erhebung der Zölle bis
zum Betrage von 10 Rthlr. für kleine Versendungen aus Bremen vermittelst der Eisenbahn
und der die Weser aufwärts fahrenden Schiffe zu versehen . Sie müßten dieses um so
mehr beklagen , als die Verzollung dergleichen kleiner , in der Regel nur für die Umgegend
bestimmter Sendungen , abgesehen von dem Interesse des Bremischen Detailhandels, aus
einem wahren Bedürfnisse eben dieser Umgegend , für welche Bremen den Hauptmarktort
bildet , beruhe und als die Versagung der Befriedigung dieses Bedürfnisses zu fortwährenden !
gerechte» Klagen Anlaß geben werde. Wenngleich es nicht ihre , der Bremischen Bevoll¬
mächtigten , Absicht sei , wegen dieses unerledigt gebliebenen Punktes den Abschluß des gegen- !
wältigen Vertrages aufzuhalten , so müßten sie , erhaltenem Auftrage gemäß , schon jetzt be-
vorworten daß Bremischer Seits der erwähnte Antrag demnächst direct erneuert und den II
hohen Regierungen der Zollvereinsstaaten zur Annahme dringend empfohlen werden würde .

Won Seiten der Bevollmächtigten des Zollvereins wurde hierauf erwiedert daß sie
den betreffenden Regierungen die Entschließung über diesen Gegenstand lediglich vorbehalten
müßten.

« wchll
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Zu der Uebereinkunft III .
13. Mit Rücksicht darauf daß die an den Zollverein anzuschließenden Bremische"

Gebietstheile in den Grenzbezirk fallen werden , ist von Seiten der Bremischen Bevoll¬
mächtigten eine Zusicherung dahin in Anspruch genommen worden , daß hinsichtlich des Ge¬
werbe - und Fabrikationsbetriebs alle nach den Gesetzen des Zollvereins im Grenzbezirke
formell zulässigen oder faktisch zugelassenen Erleichterungen auch in den anzuschließende"
Bremischen Gebietstheilen eintreten sollen . Die Bevollmächtigten der Zollvereinsregierunge"
entgegneten darauf daß bei der Anwendung der zollgesetzlichen Vorschriften auf die in de»
anzuschließenden Bremischen Gebietstheilen zu betreibenden Gewerbe und Fabriken nach den
im Zollvereine überhaupt bestehenden oder festzustellenden Grundsätzen werde verfahren wer-
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den , so daß zulässige Erleichterungen im Bereiche der Bremischen Gebietstheile insoweit
werden zugestanden werden können , als dies unter ähnlichen Verhältnissen anderwärts im
Grenzbezirke geschehen würde .

14 . Die besondere Erlaubniß welche nach Z . 90 der Vereins - Zollordnung Krämern
und andern Gewerbtreibenden die sich in dem Grenzbezirke in Orten unter 1500 Ein¬
wohnern niedergelassen haben , zur Einführung von Material - , Spezerei - und Stuhlwaaren
unmittelbar vorn Auslande und zur Versendung solcher Waaren bewilligt werden kann , wird
für Bewohner der anzuschließenden Bremischen Gebietstheile vorkommenden Falls durch den
Senat der freien Hansestadt Bremen ertheilt werden , und dem letzteren auch die Wieder -
einzichung der Bewilligung zustehen . Solchen Personen welche wegen Zollvergehen , sofern
diese nicht in bloßen Ordnungswidrigkeiten bestehen , bestraft sind , wird die vvrgedachte be¬
sondere Erlaubniß nicht ertheilt oder die ertheilte Erlaubniß wieder entzogen werden . Mit
Rücksicht hierauf wird der Ertheilung einer solchen Erlaubniß ein Benehmen mit der Zoll¬
behörde vorausgehen .

15 . Mit Bezug auf die Verabredung im Separat - Artikel l l haben die Bremischen
Bevollmächtigten mitgetheilt daß es in der Absicht liege das in Bremen gesetzlich bestehende
Verfahren in Strafsachen einer Abänderung zu unterwerfen , und daß die etwa einzuführenden
Aenderungen auch das Verfahren in Zollstrafsachen berühren würden .

Von Seiten der Bevollmächtigten der Zollvereinsregierungen ist aus dieser Ver¬
anlassung auf die Grundsätze Bezug genommen , über welche sich die Zollvercinsstaaten in
Betreff des Verfahrens in Zollstrafsachen verständigt haben , in der Voraussetzung daß
diese Grundsätze auch für das Zollstrafverfahren in den anzuschließenden Bremischen Gebiets¬
theilen als maßgebend zu betrachten seien .

' eW AD
eidmHchrG Der Vertrag wurde hierauf , der zur Zeitersparniß getroffenen Verabredung gemäß ,
WHauM „ xbsi den dazu gehörigen Uebereinkünsten und Separat - Artikeln in einem Exemplare , welches
a M lm Äc jm Königlich Preußischen Geheimen Staatsarchiv aufbewahrt werden soll , von den Bevoll -
lm Mn W n,stchxjgten unterzeichnet und untersiegelt . Beglaubigte Abdrücke davon sollen sofort sämmt¬

lichen Bevollmächtigten mitgetheilt und Königlich Preußischer Seits auch den mitbetheiligten
W Regierungen zugestellt werden .

GhgH dift Es wurde ferner verabredet daß zur Vermeidung des Zeitaufwandes welchen die
Mag Wgi! wörtliche Einrücküng des Vertrages mit den dazu gehörigen Uebereinkünsten in die Rati -

-
hklWg der D sicationsurkunden erfordern würde , eine solche Form der Ratifikation zu wählen sein werde ,
Meß derW wodurch der Gegenstand , ohne vollständige A ufnahme der Artikel , hinlänglich genau be -

nW » dP « zeichnet werde .

ur für die liier Nachdem sodann noch die Bevomächtigten sich gegenseitig die Zusicherung ertheilt
> MailhaM hatten daß ihre Regierungen durch die Ratifikation des Vertrages und seiner Anlagen

dm HauM auch die im gegenwärtigen Protokolle enthaltenen Verabredungen und Erklärungen , ohne

M zu forlrch weitere förmliche Ratifikation desselben , als genehmigt ansehen würden, ward dieses Protokoll
Bremischen N ebenfalls von ihnen unterzeichnet .

l Geschehen wie oben .

( gez ) F . L . Henning . C . Fr . Lang . W . Cramer .
A . Duckwitz . I . H . W . Sniidt . C . Hartlaub .
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Formular
Dem X . , welcher als (Wollfabrikant ) in X . wohnhaft (ansässig) ist, wird hier¬

durch behufs seiner Gewerbslegitimation bei den einschlägigen Behörden (der Zollvereins¬
staaten, Bremens ) bescheinigt daß er für sein vorgebuchtes Gewerbe in hiesigem Lande die
gesetzlich bestehenden Steuern zu entrichten hat .

Dies Zeugniß ist gültig auf Monate .
Ort , Datum und Firma der Behörde .

Personalbeschreibung und
Unterschrift des Reisenden .

Formular W .
Dem X . , welcher als Handlungscommis in Diensten des zu X . etablirten Handels¬

hauses (oder der Fabrik) des X . steht , wird hierdurch behufs seiner Gewerbelegikimation
bei den einschlägigen Behörden ( der Zollvereinsstaaten, Bremens ) bescheinigt daß das eben¬
gedachte Handelshaus (die ebengedachte Fabrikanstalt) für seinen ( ihren) Gewerbetrieb im
hiesigen Lande die gesetzlich bestehenden Steuern zu entrichten hat.

Dies Zeugniß ist gültig auf Monate .
Ort, Datum und Firma der Behörde.

Personalbeschreibung und
Unterschrist des Reisenden .

Formular
Dem X . , Fabrikinhaber zu X . (oder Handelsreisenden in Diensten des X . zu X .)

wird hierdurch auf den Grund des beigebrachten , von der (Königlich Preußischen Regierung
zu Düsseldorf ) unterm teii ausgefertigten Gewerbelegitimationszeugnisses
die Befugniß ertheilt in den (Bremischen ) Landen für das von ihm (seinem ebengedachten
Principal ) betriebene Geschäft Wagenbestellungen aufzusuchen und Waarenankäufe zu machen .
Derselbe darf jedoch von den Waaren auf welche er Bestellungen suchen will, nur Proben,
aufgekaufte Waaren abcr darf er gar nicht mit sich herumführen, letztere muß er vielmehr
ftachtweise an ihren Bestimmungsort befördern lassen .

Nicht minder ist ihm verboten Commissionen für andere als seine eigene (seines vor-
gedachten Principals ) Rechnung aufzusuchen.

Gegenwärtige Ermächtigung ist gültig auf die Dauer von Monaten,
also bis zum

Ort , Datum und Firma der Behörde .

Personalbeschreibung und
Unterschrift des Reisenden .



XL .VII

Anlage II .
zur Mittheilung des Senats

"iW P, W vom 8. Febr. 1850.
^ - -

Vertrag
zwischen

Preußen , Hannover , Kurhessen und der freien Hansestadt Bremen

wegen

Suspension der Weserzölle .

Seine Majestät der König von Preußen , Seine Majestät der König von Hannover ,
Seine Königliche Hoheit der Kurfürst von Hessen und der Senat der freien Hansestadt
Bremen , von dem Wunsche geleitet zur Beförderung der Handelsbeziehungen zwischen den

Mi'
M M Staaten des Zollvereins und Bremen , über welche zwischen den genannten Theilen vertrags -

mäßige Abreden getroffen werden , auch den Verkehr auf der Weser zu erleichtern , haben zu
ly iw M diesem Zwecke Verhandlungen eröffnen lassen und zu Bevollmächtigten bestellt :

G« l>M i« Seine Majestät der König von Preußen :
Allerhöchst Ihren Geheimen Oberfinanzrath Friedrich Leopold Henning ;

Seine Majestät der König von Hannover :
Allerhöchst Ihren Schatzrath Dr . Carl Friedrich Lang ;

Seine Königliche Hoheit der Kurfürst von Hessen :
Höchst Ihren Oberfinanzrath Wilhelm Cramer ;

der Senat der freien Hansestadt Bremen :
den Senator Arnold Duckwitz ,
den Senator Dr . Heinrich Wilhelm Smidt , und
den Senator Carl Friedrich Ludwig Hartlaub ;

von welchen Bevollmächtigten folgender Vertrag unter Vorbehalt der Ratifikation abge¬
schlossen worden ist :

Artikel 1 .
Don dem Zeitpunkte an , mit welchem der Vertrag zwischen Preußen , Hannover und

isten des ^ !> Kurhessen für Sich und in Vertretung der übrigen Staaten des Zollvereins einerseits und

) ttchsche» der freien Hansestadt Bremen andererseits wegen Beförderung der gegenseitigen Verkehrs -

'legitimtioiHH Verhältnisse vom heutigen Tage in Kraft tritt , soll, unter der Voraussetzung daß die Her -

lsei« ebiiP ! zoglich Braunschweigische , die Großherzogliche Oldenburgische und die Fürstlich Lippesche Re-
MaÄsi z« gierung , die erst- und letztgedachte Regierung im Anschlüsse an die dieserhalb früher bereits

en will ,
ertheilten Zusagen , diesem Vertrage beitreten , die Erhebung der Weserzölle auf die Dauer

lere muß ^ ^ dieses Vertrages suspendirt werden .

Artikel 2 .

seine eigm!^ Die Königlich Preußische Regierung wird alsbald nach Unterzeichnung dieses Ver -

„ trags die Herzoglich Braunschweigische , die Großherzoglich Oldenburgische und die Fürstlich'
Lippesche Regierung einladen dem Vertrüge beizutreten , und soll darüber eine Verständigung
in der Art zu treffen ermächtigt sein , daß in dieser Weise die im Art . 1 ausgesprochene
Voraussetzung ihre Erledigung findet .

Artikel 3 .

Dieser Vertrag soll so lange in Kraft bleiben wie der im Artikel 1 genannte Ver¬
trag vom heutigen Tage und mit diesem Vertrage ohne weitere besondere Kündigung sein
Ende erreichen.

m*
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Derselbe soll alsbald zur Ratifikation den betheiligten Regierungen vorgelegt und die
Auswechselung der Ratifikationsurkunden mit möglichster Beschleunigung in Berlin bewirkt
werden.

So geschehen Bremen , den 26 . Januar 1856 .

(gez .) Friedrich Leopold Henning .
( I. . 8 .)

Wilhelm Cramer.
(I. . 8 .)

Joh . Heinrich Wilh . Smidt .
8 .)

Carl Friedrich Lang.
O 8 .)

Arnold Duckwitz .
(D . 8 .)

Carl Friedrich L. Hartlaub .
(1^ . 8 .)

Schlutz - Pvotokoll .

Geschehen Bremen , den 26 . Jannar 1856 .

Die Unterzeichneten hatten sich heute vereinigt , um den Vertrag zwischen Preußen ,
Hannover , Kurhessen und Bremen wegen Suspension der Weserzölle nach nochmaliger
gemeinschaftlicher Durchlesung zu unterzeichnen , bei welcher Gelegenheit noch folgende Ver¬
abredungen und Erklärungen in gegenwärtiges Protokoll niedergelegt wurden :

Die Hannoverscher Seits in Anregung gebrachte Wiederherstellung des sogenannten
Triftgeldes zur Entschädigung der Achtsleute , welche auf der Strecke von Bremen bis
Stolzenau die auf der Weser mittelst Pferdezuges beförderten Schiffe zum Zweck der Fest¬
setzung der Vergütungen für etwaige Beschädigungen der Ufer begleiten , ist zwar für den
Fall daß diese Abgabe von den Schiffern erhoben werden soll , von anderen Seiten bean¬
standet worden . Dagegen hat man sich darüber verständigt daß es keine Bedenken habe,
wenn für die Dauer der Suspension der Weserzölle die den Pferdezug begleitenden Achts¬
leute das Lriftgeld nach einem bestimmten , über die Beträge welche bisher den Achtsleuten
gewährt worden sind nicht hinausgehenden Tarife von den Eigenthümern des Pferdizuges
erheben . Demgemäß nach Befinden nähere Anordnungen zu treffen , und von denselben die

Regierungen der übrigen Weseruferstaaten zu benachrichtigen , ist hiernach der Königlich
Hannoverschen Regierung anheimgestellt worden.

Der Vertrag wurde hierauf , der zur Zeitersparniß getroffenen Verabredung gemäß ,
in einem Exemplare , welches im Königlich Preußischen Geheimen Staatsarchiv aufbewahrt
werden soll , von den Bevollmächtigten unterzeichnet und untersiegelt . Beglaubigte Abdrücke
davon sollen sofort sämmtlichen Bevollmächtigten mitgetheilt werden .

Nachdem sodann noch die Bevollmächtigten sich gegenseitig die Zusicherung ertheilt
hatten daß ihre Regierungen durch die Ratifikation des Vertrages auch die im gegen¬
wärtigen Protokolle enthaltenen Verabredungen und Erklärungen , ohne weitere förmliche
Ratifikation desselben , als genehmigt ansehen würden , ward dieses Protokoll ebenfalls von
ihnen unterzeichnet .

Geschehen wie oben .

(gez ) Friedrich Leopold Henning . Carl Friedrich Lang .

Wilhelm Cramer. Arnold Duckwitz .
Joh . Heinrich Wilh . Smidt . Carl Friedrich L. Hartlaub.
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